BREMISCHE BURGERSCHAFT Drucksache 20/1455

Landtag (zu Drs. 20/1363)
20. Wahlperiode 03.05.22

Mitteilung des Senats vom 3. Mai 2022
Kommunale Eingliederungsleistungen nach § 16a SGB Il

Die Fraktion der SPD hat unter Drucksache 20/1363 eine Kleine Anfrage zu
obigem Thema an den Senat gerichtet.

Der Senat beantwortet die vorgenannte Kleine Anfrage wie folgt:
I.  Ziele und Leistungen

1.  Welche Rolle spielt nach Einschatzung des Senats das Instrument der kom-
munalen Eingliederungsleistungen zur Integration am Arbeitsmarkt?

Angesichts des hohen Anteils langzeitarbeitsloser Menschen im Land Bre-
men mit einer zunehmenden Verfestigung der Langzeitarbeitslosigkeit
und des Langzeitleistungsbezugs kommt dem Instrument der kommunalen
Eingliederungsleistungen nach Ansicht des Senats eine bedeutende Rolle
ZU.

Die kommunalen Eingliederungsleistungen nach § 16a Zweites Buch So-
zialgesetzbuch (SGB II) dienen dem generellen Ziel des SGB II, die Leis-
tungsberechtigten bei der Aufnahme einer Erwerbsarbeit zu unterstiitzen
(siehe § 1 Absatz 2 SGB II) und die Integrationswahrscheinlichkeit zu er-
hohen. Sie stellen gezielt vorbereitende beziehungsweise flankierende
MaBnahmen zur Verfligung, um Hindernisse der Erwerbsintegration zu
verringern oder moglichst ganzlich zu beseitigen, die aus der personlichen
Lebenssituation der Leistungsberechtigten resultieren und denen allein
mit arbeitsmarktpolitischen Instrumenten nicht begegnet werden kann.

Kommunale Eingliederungsleistungen bezwecken in der Regel keine un-
mittelbare Erwerbseingliederung, sondern flankieren weitere Eingliede-
rungsleistungen oder bereiten diese vor, indem zum Beispiel Leistungsbe-
rechtigte durch psychosoziale Betreuung befahigt werden, an Mafinahmen
zur Heranfliihrung an den Arbeitsmarkt teilzunehmen. Insbesondere lang-
zeitarbeitslose und langzeitleistungsbeziehende Personen befinden sich
oft in (mehreren) personlichen Problemlagen, die eine direkte Arbeitsauf-
nahme erschweren. Insofern sind sie als flankierendes Instrument im Be-
reich der Arbeitsvermittlung beziehungsweise des Fallmanagements im
individuellen Prozess der Integrationsstrategien wichtig.

Generell dirfen kommunale Eingliederungsleistungen zudem nur bewil-
ligt werden, wenn die Leistungen voraussichtlich zu einer Beendigung
oder zumindest einer Verringerung der Hilfsbedirftigkeit fiihren werden.
Dabei kann es sich auch um eine langfristige Verbesserung der Eingliede-
rungschancen handeln.

Der Senat begrifit es daher, wenn kommunale Eingliederungsleistungen
gezielt eingesetzt werden, um (auch langfristig) eine Integration in Er-
werbsarbeit und den Ausstieg aus dem Hilfesystem zu erméglichen.

2. Werden im Rahmen der Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramme der
beiden Jobcenter kommunale Eingliederungsleistungen nach § 16a SGB II
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in Abstimmung mit dem kommunalen Trager eingeplant? (Bitte getrennt
fur Bremen und Bremerhaven beantworten.)

Bremen

Fur die Stadt Bremen sind die kommunalen Eingliederungsleistungen
(Schuldnerberatung, psychosoziale Betreuung und Suchtberatung [zur
weiteren Differenzierung bei der Suchtberatung siehe Antwort zu 1.4]) in
der Produktgruppe 41.05.04 ,Kommunale Leistungen zur Existenzsiche-
rung nach SGB II" veranschlagt. Die Anschlage werden dem Jobcenter
Bremen mitgeteilt und werden auch eingeplant. Siehe auch Antwort zu I.3.

Bremerhaven

Im Haushalt der Stadt Bremerhaven sind im Kapitel ,644 Leistungen nach
dem SGB II" regelméBig Ansétze zur Ubernahme der ,Kosten fiir Schuld-
nerberatung” veranschlagt.

Das Jobcenter Bremerhaven nimmt Leistungen nach § 16a SGB II nicht
explizit in das Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramm auf.

Gibt es trilaterale Zielvereinbarungen zu den kommunalen Leistungen
zwischen den Jobcentern Bremen beziehungsweise Bremerhaven, der je-
weiligen Kommune und der Arbeitsagentur? Welche strategischen und
operativen Ziele beinhalten sie?

Bremen

In der Stadt Bremen sind die kommunalen Leistungen Gegenstand einer
jahrlichen Zielvereinbarung zu den Leistungen nach § 22 und § 24 SGB II
sowie nach § 16a SGB II. In der Zielvereinbarung der auf dieser Basis statt-
findenden Berichterstattung zur Tragerversammlung geht es in erster Li-
nie um fiskalische Aspekte, gemeint sind die fiskalischen Anschlage als
+Richtwerte”. Es wird auch auf die Antwort zu Frage 1.11 verwiesen. Fir
die Leistungen nach § 16a SGB II wird dabei auch iiber die Inanspruch-
nahme berichtet. Die Berichterstattung erfolgt zwei Mal im Jahr mit einem
Halbjahresbericht im Herbst und einem Bericht iiber das vergangene Jahr
im Frihjahr des Folgejahres.

Bremerhaven

Zwischen der Stadt Bremerhaven und dem Jobcenter Bremerhaven wurde
ein Vertrag geschlossen, der die Zustandigkeit fiir den Abschluss von Ver-
tragen nach § 17 SGB II regelt. Die Zustdandigkeit fiir den Abschluss von
Vertragen fiir die folgenden Leistungen nach § 16a Nummer 2 bis 4 SGB
II liegt bei der Stadt Bremerhaven:

— die Schuldnerberatung,
— die psychosoziale Betreuung und
— die Suchtberatung.

Die Einschaltung von Dienstleistungen fiir kommunale Eingliederungs-
leistungen geschieht bedarfsorientiert und folgt keinen Zielvereinbarun-
gen.

Welche Dienstleister erbringen im Land Bremen die kommunalen Einglie-
derungsleistungen, und wie viele Félle beziehungsweise ,Uberweisun-
gen"” hatten diese in den letzten fiinf Jahren? (Bitte getrennt fiir Bremen
und Bremerhaven auflisten.)

Bremen

Unter der Bezeichnung , Suchtberatung” sind drei Leistungen mit unter-
schiedlichen Zielgruppen subsummiert: Psychosoziale Beratung fiir psy-
chisch kranke Menschen und Suchtberatung im Bereich legale Suchtmittel
(jeweils in den psychiatrischen Behandlungszentren der Gesundheit Nord



angesiedelt) sowie Drogenberatung (bei der Ambulanten Suchthilfe Bre-
men ASHB und friher auch bei comeback angesiedelt).

Gesamtforder- Psychosoziale Suchtberatung | Drogenbera- Summe
falle Beratung fur Legale Sucht tung

psychisch

kranke Men- Gesundheit ASHB

schen Nord

Gesundheit

Nord
2017 481 60 104 645
2018 446 49 85 580
2019 424 28 73 525
2020 244 28 35 307
2021 262 39 39 340

Die Leistungen fiir die Betreuung minderjahriger Kinder und die hdusliche
Pflege von Angehorigen (§ 16a Nummer 1 SGB II) liegen bei der Kom-
mune.

Im Bereich der Schuldnerberatung (§ 16a Nummer 2 SGB II) arbeitet das
Jobcenter Bremen mit den jeweiligen nach § 305 Insolvenzordnung (InsO)
anerkannten Stellen fiir die Durchfithrung der Schuldnerberatung in der
Stadt Bremen zusammen, diese kénnen der beigefiigten Ubersicht ent-
nommen werden (Anlage).

Die Schuldnerberatungstfélle verteilten sich in den Jahren 2017 bis 2021
wie nachfolgend dargestellt auf die Beratungsstellen (ohne 6rtliche Zuord-
nung):

Beratungsstelle 2017 2018 2019 2020 2021
A conto Bremen 135 111 108 101 105
ADN Schuldner- und Insolvenz-

beratung 28 31 24 22 30
Anker 46 32 18 32 37
Arche 49 12 3 0 0
Caritasverband 43 39 37 32 38
Diakonie (Innere Mission) 25 16 20 8 4
Hanseatische 42 60 62 45 59
Schuldnerberater e. V. 58 49 43 24 52
Schuldnerhilfe Hannover 0 0 1 1 0
SHB (Schuldnerhilfe Bremen) 120 83 69 62 88
SIV Schuldner- und Insolvenz-

beratung 24 15 19 1 0
Solidarische Hilfe 251 196 161 138 181
Straffalligenbetreuung (VBS) 76 69 60 54 65
Schuldnerberatung fur Verbrau-

cher und ehemals Kleingewer-

bebetreibende e. V. (SVK) 22 13 11 2 0
Verbraucherhilfe e. V. 70 62 68 64 64
Gesamt 989 788 704 586 723

Quelle: Zentrale Erfassung Jobcenter Bremen, Datengrundlage jeweils zum vierten Quartal

Leistungen der Psychosozialen Betreuung (§ 16a Nummer 3 SGB II) wer-
den in Zusammenarbeit mit der Hans-Wendt-Stiftung, dem Trager Hop-
penbank e. V. und dem Verein fiir Innere Mission Bremen erbracht.




Aafsuchonde Hiten . |[Hoppen- |lnere fians-Wendt- o,
(Gesamifallzahl) bank Mission [Stiftung

2017 33 39 20 92

2018 42 38 8 88

2019 33 41 8 82

2020 27 32 7 66

2021 25 43 8 76

Quelle: Quartalsberichterstattung JOBCENTER Bremen, jeweils 1. Januar bis 31. Dezember
des Jahres, Gesamtfallzahl (abgeschlossene und nicht abgeschlossene Félle), aufsuchende
Hilfen

Suchtberatung und Psychosoziale Beratung (§ 16a Nummer 4 SGB II) wer-
den uber die Ambulante Suchthilfe Bremen gGmbH, die comeback GmbH
sowie die Behandlungszentren der Gesundheit Nord in den Stadtgebieten
Nord, West, Mitte, Stid und Ost.

Eine Ubersicht der Schuldnerberatungsstellen sowie ein Bericht des Job-
centers zur Entwicklung der kommunalen Eingliederungsleistungen § 16a
Nummer 2 bis 4 SGB Il in den Jahren 2016 bis 2021 (mit Stand 31. Dezem-
ber 2021) finden sich im Anhang.

Die dargestellten Zahlen sind der Quartalsberichterstattung des Jobcen-
ters Bremen entnommen, sie stellen die Gesamtfallzahlen dar und konnen
von Zahlen in anderen Veroffentlichungen, zum Beispiel Statistiken der
Bundesagentur fiur Arbeit, abweichen (unter anderem aufgrund unter-
schiedlicher Datenquellen).

Bremerhaven

Die Stadt Bremerhaven hat mit der afz Schuldner- und Insolvenzberatung
in Bremerhaven GmbH, dem Betreuungsverein Bremerhaven e. V. und
dem DRK-Kreisverband Bremerhaven e. V. Vertrage iiber Fachberatungen
nach § 16a Nummer 2 SGB II (Schuldnerberatung) geschlossen. Die
Schuldnerberatungsstellen bieten in der Stadt Bremerhaven Schuldnerbe-
ratung als Fachberatung nach § 16a Nummer 2 SGB II und § 11 Absatz 5
SGB XII und Insolvenzberatung im Sinne des § 305 InsO fur Personen an,
die so verschuldet sind, dass sie ihre falligen Zahlungsverpflichtungen
nicht erfiillen kéonnen (Zahlungsunfahigkeit) und die der Schuldnerbera-
tung bediirfen. Uber den Hilfebedarf entscheidet der zustdndige Kosten-
trager auf begrindeten Antrag des Hilfesuchenden. Die Daten der
Schuldnerberatung werden anonymisiert erfasst, aber nicht statistisch auf-
bereitet. Da die Bearbeitung in der Schuldnerberatung sich oft jahrestiber-
greifend erstreckt, werden die Daten nicht nach Haushaltsjahren statis-
tisch erfasst.

Fiur den Bereich Suchtberatung im Rahmen der kommunalen Eingliede-
rungsleistungen nach § 16a, Nummer 4 SGB II bestehen in Bremerhaven
keine vertraglichen Vereinbarungen mit entsprechenden Dienstleistern.

Vertrdage zur psychosozialen Betreuung nach § 16a (3) SGB II sind gegen-
wartig nicht bekannt.

Die Anzahl der kommunalen Dienstleistungen wird im Jobcenter Bremer-
haven statistisch nicht erfasst.

Welche Rechtsauffassung vertritt der Senat generell in Bezug auf die Leis-
tungsempfanger:innen der kommunalen Eingliederungsleistungen? Wer-
den ausschlieBlich arbeitslose oder alle Leistungsbeziehenden adressiert?

Kommunale Eingliederungsleistungen stehen grundsatzlich allen er-
werbsfahigen Leistungsempfanger:innen des SGB II offen, das Kriterium
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.arbeitslos” ist keine Zugangsvoraussetzung. Ausgenommen sind Bezie-
her:innen von Sozialgeld (aufgrund von Erwerbsunfahigkeit), die mit SGB-
II-Leistungsbeziehenden in einer Bedarfsgemeinschaft leben und Perso-
nen, die aufstockend SGB-II-Leistungen erhalten. Hier liegt die Zustandig-
keit bei der Agentur fir Arbeit Bremen-Bremerhaven.

Gibt es zwischen den Jobcentern und den Kommunen ein verbindlich ver-
einbartes Konzept zu den kommunalen Eingliederungsleistungen, dass
diese Ziele reflektiert und auf dessen Basis die Fallarbeit in den Jobcentern
erfolgt? (Bitte getrennt fiir Bremen und Bremerhaven beantworten.)

Bremen

Fur jede der Eingliederungsleistungen nach § 16a SGB II gibt es eine Ver-
waltungsvereinbarung zwischen dem Jobcenter Bremen und der Stadt
Bremen, die das Nahere zu Umfang, Inhalt, finanziellen Rahmenbedingun-
gen und Informationsanforderungen in der Aufgabenwahrnehmung re-
gelt.

Bremerhaven

Die Ablauforganisation der Beratungs- und Vermittlungsarbeit im Jobcen-
ter Bremerhaven orientiert sich immer an den Bedirfnissen der Kunden.
Beratung und Entscheidung zum individuellen Hilfebedarf durch kommu-
nale Eingliederungsleistungen, Aufbau, Pflege und Weiterentwicklung
der Unterstiitzungsnetzwerke, Auswahl von individuellen kommunalen
Eingliederungsleistungen (KEL) und die Nachhaltung einzelner Schritte
auf dem Weg zur Integration in Erwerbstéatigkeit obliegen keinen Konzept-
schritten. Oftmals sind es flieBende Ubergdange zwischen den einzelnen
Prozessschritten in der Fallarbeit.

Welche Rolle spielt nach Einschédtzung des Senats das Instrument der kom-
munalen Eingliederungsleistungen zur Integration am Arbeitsmarkt?

Siehe Frage I.1
Wie sind die Leistungen und Standards jeweils beschrieben und definiert
fur

a) Schuldenberatung,

b) Suchtberatung,
c) Psychosoziale Stabilisierung,
d) Betreuung minderjahriger oder behinderter Kinder,

e) hauslichen Pflege von Angehorigen,

Gibt es inhaltliche Konzepte fiir die Umsetzung?

(Bitte getrennt fiir Bremen und Bremerhaven beantworten.)
a) Schuldenberatung

Die Schuldnerberatung hat den Auftrag, den Schuldner von seinen
Zahlungsverpflichtungen durch das Erméglichen eines auBergericht-
lichen Regulierungsverfahrens/Schuldenbereinigungsverfahrens mit
seinen Glaubigern von seiner Verschuldung zu befreien.

Die Schuldnerberatung erfolgt als soziale Schuldnerberatung im
Sinne der §§ 16a, 17 SGB II, wenn eine auBlergerichtliche Einigung mit
den Glaubigern moglich ist. Ist eine auBergerichtliche Einigung nicht
moglich, erstellt die Beratungsstelle die nach § 305 InsO (Insolvenzor-
dnung) erforderliche Bescheinigung.

Eine Schuldner- und Insolvenzberatung als Fachberatung fiir Perso-
nen, die zur Regulierung ihrer Schulden umfassender professioneller
Hilfe bediirfen, besteht aus dem umfassenden Versuch einer auflerge-
richtlichen Schuldenbereinigung. Der Schuldenbereinigungsversuch
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im Rahmen der Schuldnerberatung beinhaltet die Information iiber
das jeweils gultige Verbraucherinsolvenzrecht, Krisenintervention,
Forderungsuberpriifung, Budget- und Haushaltsberatung, soziale Be-
ratung, praventive Hilfen zur Vermeidung neuer Uberschuldung in
der Zukunft sowie insbesondere Verhandlungen mit Glaubigern tiber
eine Schuldenbereinigung.

Bremen

Die grundsatzliche Gewahrung der Schuldnerberatung erfolgt im Job-
center. Grundlage sind die zwischen der Senatorin fiir Soziales, Ju-
gend, Integration und Sport und den Beratungsstellen jahrlich
ausgehandelten Entgeltvereinbarungen und die Geschaftsanweisung
(GA) des Jobcenters zu § 16a Nummer 2 SGB II — Schuldnerberatung
(aktueller Stand: 6. August 2021) und eine dazu gehorende Arbeits-
hilfe.

In der Geschaftsanweisung wird der forderfahige Personenkreis so-
wohl allgemein definiert als auch besondere Personengruppen spezi-
fisch adressiert. Allgemein ist eine Schuldnerberatung erforderlich,
wenn die Uberschuldungssituation ein Vermittlungshemmnis dar-
stellt. Zu den besonderen Personen gehoéren beispielsweise die (Al-
lein-) Erziehenden und die aus geschlossenen Einrichtungen Entlas-
senen.

Liegen weitere Vermittlungshemmnisse vor (zum Beispiel fehlende
Sprachkenntnisse, fehlende Qualifikationen, gesundheitliche Ein-
schrankungen) kann es sein, dass zunachst, gegebenenfalls auch pa-
rallel, die weiteren Hemmnisse abgebaut werden miissen, bevor eine
Schuldnerberatung stattfinden kann. Das zu bewerten, liegt in der
Fachverantwortung des Fallmanagements.

Scheitert der auBergerichtliche Schuldenbereinigungsversuch und
steht dem tlberschuldeten Schuldner das Verbraucherinsolvenzver-
fahren offen, ist durch die Beratungsstelle eine entsprechende Be-
scheinigung nach § 305 InsO (Insolvenzordnung) auszustellen, die
den Zugang zum gerichtlichen Insolvenzverfahren eroffnet. Sofern
das Verbraucherinsolvenzverfahren eingeleitet wird, ist der tber-
schuldeten Person Hilfestellung im Rahmen des Antragsverfahrens zu
gewdahren.

Bremerhaven

Die Leistungen und Standards sind auch in Bremerhaven vertraglich
geregelt (siehe Frage 1.4).

Scheitert der auBlergerichtliche Schuldenbereinigungsversuch und
steht dem tiiberschuldeten Schuldner das Verbraucherinsolvenzver-
fahren offen, ist dem Schuldner eine Bescheinigung nach § 305 InsO,
die ihm den Zugang zum gerichtlichen Insolvenzverfahren eréffnet,
auszustellen und auf Wunsch mit dem Schuldner/der Schuldnerin der
Antrag auf Eroffnung des Verfahrens zu erstellen.

Bezuglich der Beratungsqualitat wird vertraglich ausdrucklich auf das
Bremische Gesetz zur Ausfiithrung der Insolvenzordnung und zur An-
passung an das Landesrecht in seiner gultigen Fassung verwiesen.
Die Schuldnerberatungsstelle wird fur die Leistungserbringung nur
geeignetes Personal gemdall dem Bremischen Gesetz zur Ausfiihrung
der Insolvenzordnung (BremAusfGzInsO) in seiner jeweils gultigen
Fassung einsetzen. Zusatzlich ist fir die Leitungsstelle neben einem
einschlagigen Bachelor-Abschluss oder einem vergleichbaren Ab-
schluss eine dreijahrige Berufserfahrung und eine mindestens 120
Stunden umfassende anerkannte Zusatzausbildung erforderlich. Die
Beratungsstelle hat ferner die Anerkennung als Beratungsstelle nach



§ 305 InsO und die Eignung der Mitarbeiter:innen nachzuweisen. Fer-
ner hat die Beratungsstelle auf Anforderung des Kostentragers Nach-
weise zur angemessenen und fortlaufenden Fortbildung der Mitarbei-
ter:innen vorzulegen.

Suchtberatung
Bremen

Die suchtbezogenen kommunalen Eingliederungsleistungen nach
§ 16a SGB II sind sozialintegrative Betreuungs- und Beratungsleistun-
gen, die die arbeitsmarktpolitischen Instrumente begleiten und vor-
bereiten. Ziel dieses Angebotes ist der Abbau des Vermittlungshemm-
nisses , Psychische Erkrankung” oder ,Suchterkrankung beziehungs-
weise Suchtgefahrdung” und letztlich die Wiederherstellung der Er-
werbsfahigkeit und der Vermittelbarkeit auf den ersten Arbeitsmarkt
oder anderer beruflicher Teilhabeformen.

Zum Personenkreis nach diesem Vertrag gehoren psychisch kranke,
suchtkranke und suchtgefahrdete Personen, die

— Leistungen nach dem SGB II beziehen

— ohne die Bearbeitung beziehungsweise Bereinigung ihrer psychi-
schen Erkrankung oder Suchtproblematik in ihrer Arbeitsvermitt-
lungsfahigkeit deutlich beeintrachtigt sind und damit ihre Ein-
gliederung in das Erwerbsleben erheblich erschwert ist.

Die nachfolgende Darstellung bezieht sich auf die Stadtgemeinde
Bremen.

(1) Eingangsphase:

Sondierungsberatung als psychosoziale Beratung und Sucht- bezie-
hungsweise Drogenberatung

Diese dient dazu, die Voraussetzungen fiir eine weitergehende Bera-
tung zu klaren und konkrete Leistungen festzulegen und umfasst:

— eine allgemeine Informationsvermittlung zum SGB II (erganzend
zu Fallmanager:in),

— Information tber die Klient:innen bezogenen Konsequenzen im
Sinne einer Beratung (erganzend zu Fallmanager:in),

— Beratung/Motivation,
— Anamnese/Diagnose/Bedarfsermittlung,

— Stellungnahme/Hilfeplanung/Empfehlungen fir Eingliederungs-
vereinbarung,

— Abstimmung mit Fallmanager:in.

Als erforderlicher Leistungsumfang gilt ein Zeitvolumen von durch-
schnittlich fiinf (Zeit-) Stunden pro Fall. In diesem Zeitkontingent sind
die Klient:innen bezogenen direkten und indirekten Leistungszeiten
(Vor- und Nachbereitung, Dokumentation, Hilfeplanung et cetera) so-
wie die Ausfallzeiten durch Krankheit, Urlaub, Fort- und Weiterbil-
dung des Personals enthalten. Die Leistung ist nach Auftragserteilung
innerhalb von vier Wochen zu beginnen.

(2) Hauptleistungsphase (HLP)
HLP Stufe 1:

Die Motivierende Einzelfallberatung bei Psychosozialer Beratung und
Sucht- beziehungsweise Drogenberatung als weitergehende Einzel-
fallberatung umfasst:



— das Erfassen der individuellen Kenntnisse, Einstellungen und Er-
wartungen des/der Klient:in,

— die Informationstibermittlung tber Hilfesysteme und konkrete
Hilfeangebote,

— die Ubersetzung der Eingliederungsvereinbarung und der damit
verbundenen Forderungen (Konsequenzen) in einer dem/der Kli-
ent:in verstandlichen Sprache (erganzend zum Fallmanagement),

— die Aktivierung von Ressourcen und Forderung der Motivation
zur Behandlung,

— die Vereinbarung von MaBnahmen,
— eine differenzierte Riickmeldung an Fallmanager:in,

— die Entscheidung, ob die Klientin oder der Klient in medizinische
und/oder sozialpadagogische Behandlungs- beziehungsweise
BetreuungsmafBnahmen vermittelt oder Hilfen zu sozialen und
gesundheitlichen Stabilisierung erhalt,

— gegebenenfalls die Aktivierung von Einstellungsveranderungen
mittels Auseinandersetzung zu positiven/negativen Erwartungen
an Suchtmittel,

— gegebenenfalls die Information tiber die Funktion des Suchtmit-
tels.

Als erforderlicher Leistungsumfang gilt ein Zeitvolumen von durch-
schnittlich drei (Zeit-) Stunden pro Fall. In diesem Zeitkontingent sind
die Klient:innen bezogenen direkten und indirekten Leistungszeiten
(Vor- und Nachbereitung, Dokumentation, Hilfeplanung et cetera) so-
wie die Ausfallzeiten durch Krankheit, Urlaub, Fort- und Weiterbil-
dung des Personals enthalten. Die Leistung ist innerhalb eines Monats
zu erbringen.

HLP Stufe 2:

Die Vermittlung von medizinischen und/oder sozialpadagogischen
Behandlungs- und BetreuungsmafBnahmen bei psychosozialer Bera-
tung oder Sucht- beziehungsweise Drogenberatung als weiterge-
hende Einzelfallberatung umfasst:

— Informationen tiber geeignete Behandlungsmoglichkeiten,

— eine fachlich fundierte Unterstiitzung bei der Entscheidungsfin-
dung zu Art und Ort der Therapie,

— die Begutachtung im Rahmen eines Antrags zur medizinischen
Rehabilitation oder Stellungnahme fir Betreutes Wohnen (Ge-
samtplanverfahren),

— die fachliche und formale Unterstiitzung bei der Beantragung ei-
ner RehabilitationsmaBnahme,

— die Behandlungsvorbereitung (Motivationsklarung, Vorklaren
von Behandlungszielen), gegebenenfalls unter Einbezug von Be-
zugspersonen.

Als erforderlicher Leistungsumfang gilt ein Zeitvolumen von durch-
schnittlich dreieinhalb (Zeit-) Stunden pro Fall. In diesem Zeitkontin-
gent sind die Klient:innen bezogenen direkten und indirekten Leis-
tungszeiten (Vor- und Nachbereitung, Dokumentation, Hilfeplanung
et cetera) sowie die Ausfallzeiten durch Krankheit, Urlaub, Fort- und
Weiterbildung des Personals enthalten. Die Leistung ist innerhalb von
zwei bis drei Monaten zu erbringen.



Oder

Direkte Hilfen zur sozialen und gesundheitlichen Stabilisierung bei
Psychosozialer Beratung oder Sucht- beziehungsweise Drogenbera-
tung:

Sie sollen die spezifischen Eingliederungsleistungen ermaoglichen und
sichern und die Beziehungs- und Belastungserfahrungen auf dem
Stande der erreichten Stabilisierung bewadltigen. Dieses Ziel soll er-
reicht werden mit/durch:

— regelmaBige Reflexion und Verlaufskontrolle mit dem/der Hilfe-
bedirftigen,

— den Aufbau verbindlicher Kooperationsstrukturen zu erganzen-
den Hilfeleistungen,

— aufsuchende und begleitende sozialpadagogische Betreuungs-
mafBnahmen,

— MaBnahmen zur konstruktiven Einbeziehung beziehungsweise
Stabilisierung des sozialen Umfelds,

— Krisenintervention,

— gegebenenfalls Sicherung der Abstinenz- und Arbeitsfahigkeit;
Rickfallpravention und -arbeit,

— gegebenenfalls Uberpriifung persénlicher Risikobereiche auf Be-
lastungsindikatoren,

— Hilfen bei der Wiedereingliederung in eine Berufstatigkeit.

Als erforderlicher Leistungsumfang gilt ein Zeitvolumen von durch-
schnittlich elf (Zeit-) Stunden pro Fall. In diesem Zeitkontingent sind
die Klient:innen bezogenen direkten und indirekten Leistungszeiten
(Vor- und Nachbereitung, Dokumentation, Hilfeplanung et cetera) so-
wie die Ausfallzeiten durch Krankheit, Urlaub, Fort- und Weiterbil-
dung des Personals enthalten. Die Leistung ist innerhalb von drei bis
finf Monaten zu erbringen.

Bremerhaven

Siehe 1.3

Psychosoziale Stabilisierung
Bremen

Zwischen der Senatorin fiir Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und
Soziales und dem Jobcenter Bremen wurde 2011 eine Vereinbarung
zur Aufgabenwahrnehmung nach § 44b SGB II bezogen auf die psy-
chosoziale Betreuung (§ 16 a. Nummer 3 SGB II) abgeschlossen.

Diese regelt die Durchftihrung der Aufgabe im zugewiesenen Budget
fiir die dort definierte Zielgruppe. Ubertragen wurde die Gewéahrung
von psychosozialer Betreuung als Aufsuchende Hilfe. Fiir die Bera-
tung und Betreuung wird auf spezialisierte Trager zuriickgegriffen,
siehe Tabelle unter 1.4

Dem Jobcenter obliegt die Leistungsgewdahrung, es prift einzelfallbe-
zogen den Bedarf und schlieBt mit dem/der Leistungsberechtigten
eine Eingliederungsvereinbarung ab.

Bremerhaven
Siehe 1.3

Betreuung minderjahriger oder behinderter Kinder



Die Senatorin fiir Kinder und Bildung betreut in der Regel alle Kinder
mit einem Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz beziehungs-
weise eine Tagesbetreuung. Wesentliches Instrument fir die Auf-
nahme eines Kindes in Tagesbetreuung ist das Ortsgesetz zur
Aufnahme von Kindern in Tageseinrichtungen und Kindertagespflege
der Stadtgemeinde Bremen (Aufnahmeortsgesetz — BremAOG). Nach
diesem System werden zur Vergabe Aufnahmepunkte vergeben, bei-
spielsweise das Kriterium ,alleinerziehend". Als besonderes Heraus-
stellungsmerkmal kann der Punkt neben anderen Kriterien nicht
weiter hervorgehoben werden.

Eine gezielte Ansprache der Kindertagesbetreuung im Rahmen von
Arbeitsmarkt- oder Integrationsprogrammen besteht — zumindest in
der Stadtgemeinde Bremen — nicht.

Um eine kurziristige Moglichkeit zur Kinderbetreuung zu bieten, hat
das Jobcenter Bremen in enger Kooperation mit der Senatorin fiir Kin-
der und Bildung und der Senatorin fiir Wirtschaft, Arbeit und Europa
ein Modellprojekt zur flexiblen Kinderbetreuung aufgelegt. Das Mo-
dellprojekt , KiBa-Flex" richtet sich an alleinerziehende Leistungsbe-
ziehende des Jobcenters Bremen, die kurzfristig eine Arbeit oder eine
Aus- oder Weiterbildung aufnehmen und deren Kinderbetreuung
noch nicht durch einen Regelbetreuungsplatz sichergestellt ist. Das
Projekt bietet zehn Betreuungsplatze mit Offnungszeiten zwischen 6
und 19 Uhr und wird zu hundert Prozent vom Land tiber ESF-Mittel
gefordert. Die maximale Zuweisungsdauer betragt drei Monate, in de-
nen die Erziehenden intensiv bei der Suche nach einem Regelbetreu-
ungsplatz unterstiitzt werden. Weitere Standorte fir ,KiBa-Flex" sind
geplant.

Hauslichen Pflege von Angehdérigen
Bremen

Die Aufgabe ,hdusliche Pflege von Angehoérigen” wurde mit Be-
schluss der stadtischen Deputation fiir Arbeit und Gesundheit am 20.
Januar 2011 sowie der Deputation fir Soziales, Jugend, Senioren und
Ausléanderintegration am 10. Februar 2011 vom Jobcenter weg auf die
Kommune tibertragen. Die Kommune berat die pflegenden Angehori-
gen bei Bedarf und verweist (wie auch das Jobcenter) an die zustan-
dige Pflegekasse oder das neutrale Beratungsangebot der Pflegestiitz-
punkte im Land Bremen. Finanzielle Leistungen werden im Rahmen
des Elften Buches Sozialgesetzbuch (Soziale Pflegeversicherung)
durch die Pflegekassen erbracht. Sollten die Leistungen nicht ausrei-
chen, besteht im Einzelfall die Moglichkeit aufstockender Leistungen
nach dem 7. Kapitel SGB XII. Dies gilt fur die Kommune Bremerhaven
entsprechend.

Bremerhaven

Siehe 1.3

Wie haben sich die Beratungsfélle in der Schuldenberatung von Alleiner-
ziehenden mit Kindern unter drei Jahren in den letzten funf Jahren entwi-
ckelt? Inwieweit ist in diesem Zusammenhang die Bewilligung einer
praventiven Schuldnerberatung fiir Alleinerziehende mit Kindern unter
drei Jahren mittels einer entsprechenden Geschaftsanweisung geregelt?

Bremen

Eine Erfassung, welche der Rat- und Hilfesuchenden Kinder unter drei
Jahren haben, findet nicht statt.

In 2021 wurden erhebliche Anstrengungen unternommen, um die Leistung
der praventiven Schuldnerberatung auszuweiten und unter Coronabedin-
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gungen sicherzustellen. Die zur Verfiigung stehenden Budgetmittel wur-
den von 425 000 Euro auf 840 000 Euro erhoht, sowie die Zielgruppe der
einkommensschwachen Erwerbstatigen und Arbeitslosengeld Empfan-
genden um die Zielgruppe der Soloselbstdandigen, Kiinstler:innen und Stu-
dierenden erweitert. Ein spezifischer Fokus auf Rat- und Hilfesuchende
mit Kindern unter drei Jahren erfolgte nicht. Stattdessen wurde die direkte
Bedarfslage von moglichen Zielgruppen bewertet.

Dargestellt werden kann die Zahl der Alleinerziehenden mit einer Schuld-
nerberatung. Die nachfolgende Tabelle basiert auf der Berichterstattung
des Jobcenters an die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport
(jeweils Bericht 1. Januar bis 31. Dezember des Jahres). Dargestellt ist die
Gesamtzahl der Falle. Die Beratung dauert oft mehrere Jahre.

SchuB SGB II 2017 2018 2019 2020 2021
Falle insgesamt 1.191 965 888 746 902
Falle Alleinerziehende 152 121 103 87 142
Alleinerziehende mit Beginn 87 66 59 54 92

in dem jeweiligen Jahr

Anteil Alleinerziehende insge- | 12,8 12,5Pro- | 11,6Pro- | 11,7Pro- | 15,7Pro-
samt an allen Fallen in der Prozent | zent zent zent zent
SchuB

Quelle: Jobcenter Bremen, Berichterstattung zu den kommunalen Eingliederungsleistungen,
jeweils viertes Quartal des Jahres/Jahresbericht, Abfrage ,Alleinerziehende"”, Darstellung
und Prozentberechnung: Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport

Bremerhaven

Die Stadt Bremerhaven gewahrt seit Jahren eine Personal- und Sachkos-
tenzuwendung fir die Bereiche , Schuldenpravention, Beratung zu P-Kon-
ten und Beratung von Zielgruppen auBlerhalb des SGB II und SGB XII"“. In
diesem Zusammenhang werden unter anderem Informationsveranstaltun-
gen zu den Themen Existenzsicherung, Schuldenfallen im Alltag, Aus-
kommen mit dem Einkommen, Entstehung und Verhinderung von
Schuldensituationen fiir Personen mit dem Bezug von ALG-II-Leistungen
und Auszubildende und Personen in Ausbildungsvorbereitung innerhalb
der Projekte ,Forderzentrum ,Sailing In'", ,Jugendférderzentrum Kom-
pass”, ,Frau, Schule und Beruf” und ,BSDGG (Berufliche Schule fiir
Dienstleistungen et cetera)” angeboten. Diese Projekte stehen auch fir
den genannten Personenkreis offen.

Eine Geschaftsanweisung gibt es nicht, Daten werden nicht erhoben.

10. Was sind aus Sicht des Senats die Griinde dafir, dass das Jobcenter Bre-
men im Vergleich zu anderen Jobcentern wie zum Beispiel Hannover oder
Hamburg einen abweichenden Umgang der Kosteniibernahme fiir Schuld-
nerberatungen praktiziert?

Es handelt sich bei der Schuldnerberatung um ein Leistungsrecht nach
§ 16a Nummer 2 SGB II. Fur die Erbringung der Leistung an die erwerbs-
fahigen Leistungsberechtigten schlieit die Freie Hansestadt Bremen mit
den Schuldnerberatungsstellen Vertrage. Auf dieser Basis rechnen die Be-
ratungsstellen erbrachte Leistungen ab. Hierbei handelt es sich um eine
ibliche Vorgehensweise.

Hinsichtlich des anspruchsberechtigten Personenkreises werden, sofern
arbeitsmarktpolitisch erforderlich, Schwerpunkte gesetzt. So wurde zum
Beispiel der Personenkreis der (Allein-) Erziehenden bei der letzten Aktu-
alisierung der Geschéaftsanweisung in den Fokus gertickt. Nicht zuletzt ist
auch die Rechtsprechung im Bereich § 16a Nummer 2 SGB II zu beachten,
die zum Beispiel mit der BSG-Entscheidung vom 21. Juli 2021 darauf hin-
gewiesen hat, dass zwischen der Gewahrung der Schuldnerberatung und
der Integration in den Arbeitsmarkt ein Zusammenhang bestehen muss
(B 14 AS 18/20R). Das Jobcenter hat in jedem Einzelfall eine Prognose zu
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11.

treffen, ob das mit der Gewahrung der Schuldnerberatung verfolgte Ein-
gliederungsziel perspektivisch erreicht werden kann und dafiir erforder-
lich ist, weil in der Verschuldenssituation der leistungsberechtigten Person
ein arbeitsmarktspezifisches Eingliederungshindernis begriindet liegt. Die
Schuldnerberatung steht allerdings nicht nur marktnahen erwerbsfahigen
Leistungsberechtigten zur Verfligung, sondern kann auch mit einer lan-
gerfristigen Integrationsperspektive gewdhrt werden, um den/die Leis-
tungsberechtigten zu stabilisieren. Siehe auch unter I.1.

Dem Senat ist ein abweichender Umgang zur Berechtigung der Inan-
spruchnahme zu Hamburg und Hannover nicht bekannt.

Gemal § 16a SGB Il in Verbindung mit § 6 Absatz 1 Nummer 2 SGB II ist
die Kommune Trager der Kommunalen Eingliederungsleistungen und fiir
die Vorhaltung und Sicherung einer entsprechenden Infrastruktur sowie
fur die Finanzierung der Leistungsgewdahrung zustandig. Wie und in wel-
cher Hohe werden die notwendigen Mittel in den kommunalen Haushal-
ten veranschlagt und inwieweit sind beim Leistungsaustausch zwischen
Jobcenter und Kommunen die Geldflisse entsprechend geregelt?

Stadt Bremen

Die Veranschlagung der betroffenen Haushaltsstellen erfolgt im Rahmen
der Haushaltsaufstellungen, wie bei allen anderen Budgets auch. Ausge-
hend von den Rahmen setzenden Eckwertbeschliissen des Senats, die vom
Senator fir Finanzen vorgeschlagen werden, spielen auch die Ausgaben
der letzten Jahre und Annahmen zu den Folgejahren (zum Beispiel unter
Berticksichtigung von Fallzahlentwicklungen, Entgeltentwicklungen oder
auch gednderter Verfahrensweise (zum Beispiel Ausweitung des Perso-
nenkreises) eine Rolle bei der Veranschlagung. Die Leistungen werden
vom Jobcenter Bremen bewilligt und tiber Kostenzusicherungen durch die
entsprechenden Leistungserbringer, zum Beispiel Einrichtungen der
Schuldnerberatung, mit dem kommunalen Kostentrager, der Stadtge-
meinde Bremen, abgerechnet. Betroffen ist die Produktgruppe 41.05.04,
Kommunale Leistungen zur Existenzsicherung nach dem SGB II. Bezogen
auf den Zeitraum 2020 bis 2022 stellen sich die Finanzdaten wie folgt dar:

PGr 41.05.04 IST 2020 IST 2021 Anschlag*
Hier: 2022
Leistungen nach § 16a SGB II
Aufwendungen zur Betreuung 664 € 0€ 690 €
minderjahriger Kinder Restant, die Restant, die
Betreuung er- Betreuung er-
folgt direkt im folgt direkt im
vorhandenen vorhandenen
Rahmen des Rahmen des
Betreuungsan- Betreuungsan-
gebots der Se- gebots der Se-
natorin fur natorin fur
Kinder und Kinder und
Bildung. Bildung.
Schuldnerberatung 525.579 € 594.032 € 543.600 €
Aufwendungen fir psychosozi- | 2.399.738 € 2.327.089 € 2.482.020 €
ale Betreuung
Suchtberatung 142.017 € 133.801 € 146.890 €
Summe** 3.067.988 € 3.054.923 € 3.173.200 €

* Die festgelegten Anschlage werden dem Jobcenter mitgeteilt und sind Basis fiir die Bericht-
erstattung.

**Alle Ausgabensind deckungsfahig. Es handelt sich um gesetzliche Pflichtleistungen, die
Anschlédge haben also keine ausgabenbegrenzende Wirkung.
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IL.

Bedarfe und Bedarfsplanung

Werden eine Bedarfserhebung und eine Bedarfsplanung durchgefiihrt,
und wie sind diese Prozesse organisiert? (Bitte getrennt fiir Bremen und
Bremerhaven beantworten.)

Die Lebenslagen die dazu fihren, dass eine oder mehrere der kommuna-
len Eingliederungsleistungen zur Stabilisierung der erwerbsfahigen Leis-
tungsberechtigten eingesetzt werden, sind sehr unterschiedlich und
schwer vorauszusehen. Gleichwohl werden Entwicklungen betrachtet und
bewertet. Auch die Erfahrungen der Beratungsstellen werden in diese
Uberlegungen einbezogen. Die fiskalische Planung erfolgt auf Basis der
Entwicklung der Fallzahlen und der Kostenstrukturen (Entgeltvereinba-
rungen, durchschnittliche Ausgaben und so weiter).

Bremen

Beispiel: Die initiale Fachplanung zur Gestaltung der Beratung von psy-
chisch kranken beziehungsweise suchtkranken Menschen hat sich be-
wahrt. Durch die bereitstehende Beratungsstruktur ist gewdahrleistet, dass
die in den letzten Jahren angemeldeten Bedarfe fiir eine entsprechende
kommunale Eingliederungsleistung zeitnah durchgefiihrt werden konn-
ten. Ziel ist, Menschen in entsprechenden Lebenssituationen frithzeitig zu
erreichen und Hilfestellungen anzubieten, um eine Chronifizierung der Er-
krankung und eine dauerhafte Desintegration aus dem Arbeitsleben ab-
zuwenden. Fir eine Sensibilisierung zum Erkennen einer solchen
Problematik sind die Dienstleister:innen in diesem Bereich an den Schu-
lungen von neueingestellten Fallmanager:innen des Jobcenters beteiligt.

Bremerhaven

Es gibt keine Bedarfserhebung beziehungsweise Bedarfsplanung, die Ein-
schaltung erfolgt nach Bedarfslage und nicht nach freien Kapazitaten.
Siehe auch 1.3

Wird dabei der Bedarf unmittelbar und eher kurzfristig oder mittelbar und
eher langfristig auf das Ziel der Integration in Arbeit bezogen? (Bitte ge-
trennt fiir Bremen und Bremerhaven beantworten.)

Bremen

Aus der Fachebene Suchtberatung werden allgemeine Pravalenzzahlen
zum Vorkommen der beschriebenen Erkrankungen in der Bevoélkerung
zur Bedarfsermittlung im Rahmen der Schulungen der Fallmanager:innen
zur Verfiigung gestellt. Demnach sind 15,4 Prozent der Bevolkerung im
Alter von uber 18 Jahre von einer Angststorung betroffen, 8,2 Prozent von
einer unipolaren Depression und 5,7 Prozent von Stérungen durch Alko-
hol- oder Medikamentenkonsum, wobei Effekte durch das Erleben der
Pandemie oder des aktuellen Kriegsgeschehens in Europa noch nicht ein-
gerechnet sind.

Den genauen Bedarf bei den Kund:innen der Jobcenter kénnen die Fall-
manager:innen durch eine entsprechende Gesprachsfihrung erfragen.
Dies war in den letzten Monaten durch die pandemiebedingten Einschran-
kungen des personlichen Kontakts in den Jobcentern erschwert, insbeson-
dere bei den Kund:innen, die aus Grinden von Scham oder Unwissenheit
uUber psychische Erkrankungen entsprechende Problematiken nicht von
sich aus ansprechen.

Bremerhaven
Siehe I.3 und II.1

Wie erfolgt die Abstimmung der Bedarfsplanung der Jobcenter mit der Pla-
nung der jeweiligen Kommune vor dem Hintergrund von Restriktionen wie
der Haushaltslage und Kapazitdten von durchfithrenden Anbietern? (Bitte
getrennt fur Bremen und Bremerhaven beantworten.)
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I1I.

Bremen

Siehe Antwort zu Frage I.11.

Im Bereich der Suchtberatung richtet sich die Planung grundsatzlich nach
den Fallzahlen des vergangenen Jahres. Der angemeldete Bedarf konnte
bisher immer bedient werden.

Bremerhaven

Siehe 1.3 und II.1

Individuelle Feststellung des Bedarfs und Zugangswege

Fir die individuelle Bedarfsfeststellung sind die Beratungsgesprache der
Integrationsfachkrafte und Fallmanager:innen zentral:

a)

Wie werden die Mitarbeiter:innen jeweils der beiden Jobcenter fiir
das tatsachliche Erkennen von individuellen Bedarfslagen weiterge-
bildet?

Bremen

Das Praxisbiiro des Jobcenter Bremen bietet einen Baustein ,flankie-
rende Leistungen nach §16a SGB II" verbindlich fir neue Mitarbei-
ter:innen als Grundlagen-Schulung an. Dariiber hinaus bietet der im
zentralen Fachbereich zustdndige Sachbearbeiter fiir flankierende
Leistungen fortlaufend Informationsveranstaltungen in den Ge-
schaftsstellen an und steht als erster Ansprechpartner fiir Fragen zur
Verfiigung. Bei Anderungen in den Inhalten und Prozessen werden
diese verbindlich mit allen Mitarbeiter:innen im Integrationsbereich
besprochen.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind im Beratungsprozess mit
dem/der Leistungsberechtigten darauf angewiesen, dass diese bereit
sind, Uber individuelle Lebenskrisen/-problemlagen zu sprechen.
Durch Erfahrung und Qualifikation koénnen die Mitarbeiter:innen im
Beratungsprozess gegebenenfalls auch ihrerseits Problemlagen er-
kennen und ansprechen. Ziel ist dann, gemeinsam einen Weg zu fin-
den, die Problemlage zu minimieren oder gar iiberwinden zu konnen,
um den/die Leistungsberechtigte zu stabilisieren und perspektivisch
die Chancen auf eine Erwerbsintegration zu verbessern.

Die Geschaftsanweisungen des Jobcenter Bremen sind hier einzuse-
hen:

https://www.jobcenter-bremen.de/presse/informationsfreiheitsge-
setz/ (Stand 3.Mai 2022).

Besonders hinzuweisen ist auch auf die Geschéaftsanweisung zu Bera-
tungsintervallen.

Bremerhaven

Das Erkennen von Handlungsfeldern/Vermittlungshemmnissen/indi-
viduellen Bedarfslagen gehort zu den Kernaufgaben/Verantwortlich-
keiten aller Beratungs- und Vermittlungsfachkraften. Die spezifischen
Fachkenntnisse werden im Rahmen regelméaBiger Qualifizierungen
erweitert und durch regelmaBige Fachaufsicht nachgehalten.

Inwieweit wird die Bedarfsfeststellung in Verwaltungsanweisungen
durch Kriterienkataloge, et cetera klar operationalisiert?

Bremen

Die Verfahren fiir die Leistungen der Schuldnerberatung, der psycho-
sozialen Betreuung sowie der Suchtberatung sind in jeweils eigenen
Geschaftsanweisungen geregelt, die verbindlich durch alle Mitarbei-
ter:innen des Jobcenter Bremen anzuwenden sind. Das oben ge-
nannte Schulungs- und Informationsangebot wird zusatzlich durch
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themenspezifische Arbeitshilfen erganzt. Alle notigen Fachinformati-
onen, Arbeitshilfen, Hinweise und Ansprechpartner:innen stehen den
Mitarbeiter:innen zentral zusammengefasst im jobcentereigenen In-
tranet zur Verfiigung.

Bremerhaven

Die Bedarfsfeststellung geschieht im Rahmen der Beratungsgespra-
che zwischen Leistungsbeziehern und Jobcenter-Beschdaftigten und
folgt keiner Operationalisierung.

c) Erkennt der Senat hier Veranderungsbedarfe?
Der Senat erkennt keinen Anderungsbedarf.

Im Einzelfall handelt es sich bei den kommunalen Eingliederungsleistun-
gen um Ermessensleistungen. Wie werden die Mitarbeiter:innen jeweils
der beiden Jobcenter dabei unterstiitzt, ihr Ermessen rechtssicher und im
Sinne des/der Klient:in auszutiben?

Bremen

Die korrekte Ermessensaustibung ist ein wesentlicher Bestandteil der tag-
lichen Arbeit in allen Bereichen des Jobcenter Bremen. Die Mitarbeiter/-
innen werden daher durch das Praxisbiiro und entsprechende Fortbildun-
gen geschult. Im Ubrigen wird auf die Antwort zur Frage I1I.1.b) verwiesen.

Bremerhaven

Das Austben von Ermessen gehort zu den Kernaufgaben/Verantwortlich-
keiten aller Beratungs- und Vermittlungsfachkrafte. Die spezifischen
Fachkenntnisse werden im Rahmen regelmaBiger Qualifizierungen erwei-
tert und durch regelmaBige Fachaufsicht nachgehalten.

Welche Verfahren gibt es, um den Leistungsbeziehenden Zugange zu er-
moglichen zur

a) Schuldenberatung,
b) Suchtberatung,
c) Angeboten zur psychosozialen Betreuung,

0.

) Betreuung minderjahriger oder behinderter Kinder,
e) hauslichen Pflege von Angehorigen?
(Bitte getrennt fiir Bremen und Bremerhaven beantworten.)

Menschen mit Beratungsbedarf kénnen sich auch direkt an eine Bera-
tungsstelle wenden. Der Zugang erfolgt nicht zwangslaufig durch das Job-
center.

Fir die Beratung der Leistungsberechtigten liegen den Integrationsfach-
kraften Geschaftsanweisungen vor, siehe Anlagen.

a) Schuldenberatung
Siehe 1.8.a

b) Suchtberatung
Bremen

Der/die Fallmanager:in des Jobcenters veranlasst bei Einverstandnis
des Klienten beziehungsweise der Klientin nach ausfiihrlicher Bera-
tung die Erbringung der jeweiligen Leistung durch die Leistungsan-
bieter:in tiber die Initiierung des sogenannten Pendelbriefverfahrens.

c) Angebote zur psychosozialen Betreuung

Zum Verfahren wird auf die Vereinbarung hingewiesen, siehe 1.8.c).
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d) Betreuung minderjahriger oder behinderter Kinder
Siehe 1.8.d).

e) Hausliche Pflege von Angehorigen
Bremen
Es wird auf die Antwort zu Frage 1.8 e) verwiesen.
Bremerhaven

Das Jobcenter Bremerhaven ermoglicht den Zugang zu KEL durch
zum Beispiel Verweisberatung, Unterstiitzung bei der Kontaktauf-
nahme beziehungsweise Terminvereinbarung und handigt gegebe-
nenfalls entsprechende Bedarfsbestatigungen aus.

IV. Qualitat

1.

Wie wird sichergestellt, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der je-
weils beiden Jobcenter tiber die kommunalen Angebote informiert sind?
Wie wird das Wissen uUber die Verfahren bei den Mitarbeiter:innen sicher-
gestellt und fiir deren Akzeptanz gesorgt?

Bremen

Alle notigen Fachinformationen, Arbeitshilfen, Hinweise und Ansprech-
partner:innen stehen den Mitarbeiter:innen zentral zusammengefasst im
jobcentereigenen Intranet zur Verfiigung. Durch die Fihrungskrafte des
Jobcenter Bremen werden aktuelle Anderungen und Hinweise im Rahmen
von Dienstbesprechungen thematisiert. Bei Bedarf werden iiber das Pra-
xisbiiro (siehe Frage III.1) hinaus auch Einfiihrungs- und Nachschulungs-
angebote unter Einbeziehung von Praktiker:innen der Beratungstrager
organisiert. Durch den im zentralen Fachbereich zustandigen Sachbear-
beiter fir flankierende Leistungen ist zudem auch eine einzelfallbezogene
Beratung und Unterstiitzung fiir die Mitarbeiter:innen maéglich.

Bremerhaven

Umfangliche Kenntnisse iiber die kommunalen Eingliederungsleistungen
gehoren zu den Kernaufgaben/Verantwortlichkeiten aller Beratungs- und
Vermittlungsfachkrafte. Aktualisierungen, Erganzungen oder gesetzliche
Anderungen werden im Rahmen der Netzwerkarbeit, durch Qualifizie-
rung, in Dienstbesprechungen, oder durch Multiplikatoren auswertet und
kommuniziert. Zusatzlich werden Arbeitshilfen zu Prozessen zur Verfi-
gung gestellt.

Welche Moglichkeiten der Riickkopplung und Beteiligung haben die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der jeweils beiden Jobcenter an der Be-
darfserhebung und an der Weiterentwicklung der Verfahren und der
Angebote?

Bremen

Fir die Bedarfserhebung sind die Integrationsfachkrafte (IFK) von zentra-
ler Bedeutung, da diese ihre direkten Erfahrungen aus dem Kontakt mit
Kund:innen und Beratungsstellen einbringen koénnen. Der im zentralen
Fachbereich zustdandige Sachbearbeiter fiir flankierende Leistungen ist
hier der erste Ansprechpartner, um Riickmeldungen beziiglich moéglicher
Bedarfe an die kommunalen Fachverantwortlichen weiterzugeben.

Bremerhaven

Im Rahmen von Netzwerkarbeit, individuellen Fallbesprechungen oder
Dienstbesprechungen haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter jeder-
zeit die Moglichkeit auf Anderungen/Verbesserungen in den Prozessen
einzuwirken.
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Findet ein regelmaBiger Dialog und Austausch zwischen jeweils den bei-
den Jobcentern, den kommunalen Amtern, Fachdiensten und den durch-
fihrenden Anbietern statt? Welche Inhalte und Fragestellungen werden
dabei thematisiert, und welchen Einfluss hat dieser entsprechende Dialog
auf die Praxis der Jobcenter sowie auf Veranderungen auf Seiten von
Dienstleistern beziehungsweise Kostentragern?

Bremen

Fir die kommunalen Leistungen Schuldnerberatung, Psychosoziale Be-
treuung sowie Sucht- und Psychosoziale Beratung finden turnusmaBige
Austauschformate statt. Beteiligt sind kommunale Fachverantwortliche,
der im zentralen Fachbereich zustandige Sachbearbeiter fiir flankierende
Leistungen sowie Querschnittsbeauftragte aus den Geschaftsstellen. Zent-
rale Themen sind unter anderem operative Aspekte sowie die Entwicklung
der Fallzahlen und Rahmenbedingungen sowie bei Bedarf mogliche An-
passungen der kommunal organisierten Angebote.

Bremerhaven

Ein Austausch findet auf kommunaler Ebene im Rahmen der Netzwerkar-
beit statt. Innerhalb der Angebote fiir die kommunalen Eingliederungsleis-
tungen von Tragern, Institutionen, Gremien und anderen Dienstleistungs-
tragern gibt es fiir alle Netzwerkschwerpunkte im Jobcenter Experten, die
eine Lotsenfunktion, sowohl fiir die von ihnen betreuten Bewerber:innen,
als auch fur Fragestellungen von Kollegen/Kolleginnen iibernehmen. Die
Prozesse sind auf beiden Seiten dynamisch, sodass eine stetige Anpassung
/Verbesserung in der Planung, Steuerung und Durchfithrung gewahrleis-
tet ist.

Uber die im § 16a SGB II beschriebenen Leistungen hinausgehende kom-
munale Angebote fiir Leistungsbeziehende

Wie bewertet der Senat die These, dass es zusatzlich zu den vier veranker-
ten Leistungen der kommunalen Eingliederungsleistungen weiterer Ange-
bote bedarf, die tiber diese Leistungen hinausgehen? Als mogliches Bei-
spiel sei an dieser Stelle der Bereich Gesundheit genannt.

Dem Senat ist die Verbesserung der gesundheitlichen Situation langzeit-
arbeitsloser Menschen ein grofes Anliegen. Seit langem zeigen Studien
die wechselseitigen Einfliisse zwischen Arbeitslosigkeit und Gesundheit.
So sind Auswirkungen auf die Gesundheit vor allem zu erwarten, wenn
die Arbeitslosigkeit langer andauert und die Aussichten auf eine Riickkehr
in den Arbeitsmarkt gering sind. Zudem unterliegen gesundheitlich ein-
geschrankte Personen einem hoheren Risiko, ihren Arbeitsplatz zu verlie-
ren, und haben schlechtere Chancen auf eine berufliche Wiedereingliede-
rung.

Es bedarf jedoch keiner zusétzlichen Regelung dieses Themenbereichs
durch § 16a SGB II, weil das Gesundheitswesen grundlegend im Sozialge-
setzbuch Finftes Buch (SGB V) ,Gesetzliche Krankenversicherung"” gere-
gelt wird. Zudem weist das SGB V die Zustandigkeit fiir die Finanzierung
des Gesundheitswesens den Krankenkassen zu. Diese Kosten konnen von
den ohnehin finanzschwachen Kommunen keinesfalls zuséatzlich ibernom-
men werden.

Moglich ist hingegen eine enge Zusammenarbeit zwischen den Rechts-
kreisen, wie sie derzeit im Rahmen der bundesweiten Projektinitiative
»Verzahnung von Arbeits- und Gesundheitsférderung in der kommunalen
Lebenswelt” erprobt wird. Bundesweit werden seit Sommer 2019 zahlrei-
che Modellprojekte mit dem Ziel gefordert, die Gesundheit erwerbsloser
Menschen zu starken und damit auch die Chancen auf den Wiedereinstieg
in den Arbeitsmarkt zu erhohen.
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Auch das Jobcenter Bremen und das Jobcenter Bremerhaven beteiligen
sich an diesen Modellprojekten, die tiber Praventionsmittel der Kranken-
kassen finanziert und in enger Kooperation mit den Jobcentern umgesetzt
werden. Diese Modellprojekte sollen zudem der Zielgruppe den Zugang
zu den Regelangeboten der Krankenkassen erleichtern. Uber eine mégli-
che Verstetigung dieser Zusammenarbeit und ihrer Ausgestaltung wird
nach Ende der Modellphase entschieden, die bis zum Jahresende 2022
lauft.

Beispiele

Unter der Federfihrung der Geschaftsstelle OST Il und gemeinsam mit der
Gesetzliche Krankenversicherung beteiligen sich inzwischen alle Ge-
schaftsstellen des Jobcenter Bremen am Projekt ,Verzahnung von Arbeit
und Gesundheitsforderung”: Die Integrationsfachkrafte kénnen sich ge-
zielt zum Thema , Gesundheitsorientierte Beratung" weiterbilden. Zusatz-
lich soll eine regelmaBige Beratung fur Kundinnen und Kunden durch
Gesundheitslotinnen und -lotsen angeboten werden. Ziel der Beratungen
ist es, die Bedarfe der Kundinnen und Kunden zu ermitteln — welche An-
gebote und Kurse zur Gesundheitsférderung sind aus Kundinnen- und
Kundensicht hilfreich, um die angestrebte Integration zu unterstitzen.

In diesem Rahmen fanden bereits Informationstage zu verschiedenen The-
men wie zum Beispiel Riickengesundheit (,Riickenfittag") und ein allge-
meiner Gesundheitstag statt. Ein Schnupperworkshop ,Erndahrung"
mindete in einen anschlieBenden Erndahrungskurs. Ebenfalls wurde ein
Kurs ,Fit durch Bewegung und Entspannung" und ein Gesund-
heitscoaching (Einzelcoaching) angeboten.

Das Projekt rehapro ist auf die gezielte Praventionsarbeit fiir Suchtgefahr-
dete und Menschen mit psychosomatischen/psychischen Problemlagen
gerichtet. Hier arbeitet das Jobcenter Bremen mit der DRV Olden-
burg/Bremen und den benachbarten Jobcenter Oldenburg und Bremer-
haven zusammen.

Aufgrund der bestehenden Kooperationen, Projekte und Angebote, vor al-
lem aber der klaren gesetzlichen Zuordnungen sieht der Senat keine Not-
wendigkeit fir weitere Angebote im § 16a SGB Il iiber die vier verankerten
Leistungen hinaus. Zudem handelt es sich im Sinne des Gesetzgebers um
einen abgeschlossenen Leistungskatalog, um zu vermeiden, dass eine Er-
weiterung zu unklaren und streitigen Finanzierungs- und Zustandigkeits-
fragen fihrt.

Materielle Unterversorgung kann zu Mietschulden und im schlechtesten
Fall zum Wohnungsverlust fihren. Wie hdufig kam es in den vergangenen
funf Jahren bei erwerbsfahigen Leistungsbeziehenden zu

a) Mietschulden,

b) Mietschulden durch Sanktionen der Jobcenter (mit der Differenzie-
rung der Situation vor dem BVerfG-Urteil im November 2019 und da-
nach),

c) Darlehensvergabe durch die Jobcenter zur Regulierung der Miet-
schulden,

d) gelungenen Wohnungserhalt,

e) Raumungsklagen,

f) Wohnungsraumungen,

g) Vermittlung von Wohnungsnotfallen in neuen Wohnraum?

(Bitte nach Jahren getrennt fiir Bremen und Bremerhaven beantworten.)
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Die nachfolgenden Ausfihrungen beziehen sich auf die Stadt Bremen. Das
Sozialamt Bremerhaven fiihrt keine Statistik tiber SGB-II-Félle mit Miet-
schuldenproblematik.

a)

Mietschulden

Auswertungen zur Zahl der Leistungsberechtigten, fiir die Mietschul-
den Ubernommen wurden, sind aus dem Fachverfahren Allegro (Job-
center) nicht moglich.

Bremen

Nicht alle Mietschulden werden dem Jobcenter oder der Zentralen
Fachstelle Wohnen (ZFW) bekannt. Auch Darlehen werden nicht in
allen Fallen beantragt, denn Vertragspartner:in des Vermieters/der
Vermieterin sind die Leistungsbeziehenden, nicht das Jobcenter. Eine
Haufigkeit derartiger Félle bildet daher in der Regel auch nicht das
Problem an sich ab.

Droht eine Zwangsraumung oder eine Raumungsklage, so sind viel-
fach Mietschulden die Ursache. Siehe V.2.e).

Mietschulden durch Sanktionen der Jobcenter (mit der Differenzie-
rung der Situation vor dem BVerfG-Urteil im November 2019 und da-
nach)

Eine Auswertung uiber die Haufigkeit und Differenzierung von Miet-
schulden durch Sanktionen kann aus dem Fachverfahren Allegro oder
anderen Fachverfahren nicht abgebildet werden. Die Falle werden
nicht gesondert erfasst.

Darlehensvergabe durch die Jobcenter zur Regulierung der Miet-
schulden

Stadt Bremen

Eine Auswertung uiber die Haufigkeit der Vergabe von Darlehen zur
Tilgung von Mietrickstdanden kann nicht aus den dem JOBCENTER
Bremen zur Verfiigung stehenden Fachverfahren abgebildet werden.

Aus dem im Jobcenter angewandten Buchungsfachverfahren lassen
sich aber die nachfolgend aufgefiihrten Betrédge fiir die Ubernahme
von Mietschulden als Darlehen ausweisen. Den gewdhrten Darlehen
stehen Tilgungen gegeniiber.

Alle Betrage gerundet.

2017

2018 2019 2020 2021

887.514 € 944.673 € 988.594 € 831.639 € 801.364 €

d)

gelungenen Wohnungserhalt
Bremen

Das Jobcenter ist nicht Ansprechpartnerin fir Manahmen zum Woh-
nungserhalt. Bei Bekanntgabe solcher Notlagen wird entsprechend
der bestehenden Weisungen die Zentrale Fachstelle Wohnen (ZFW)
eingeschaltet.

Die Zentrale Fachstelle Wohnen konnte aus dem Fachverfahren So-
Part auswerten, wie viele allgemeine Beratungen zum Wohnungs-
erhalt durchgefuhrt beziehungsweise wie viele Raumungsklagen/
Zwangsraumungen sowie Wohnungsverluste aus sonstigen Grinden
abgewendet werden konnten.

2017 2018 2019 2020 2021

Allgemeine Beratungen zum 17 64 127 55 32

Wohnungserhalt
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2017 2018 2019 2020 2021

Abgewendete Raumungskla- 67 70 84 24 22

gen / Zwangsraumungen

Abgewendete Wohnungsver- 46 52 113 19 19

luste aus anderen Griinden

Im Jahr 2019 konnte fur sehr viele Personen ein Wohnungserhalt um-
gesetzt werden, unter anderem durch Kontakte mit den Vermietern.
Diese Kooperationen haben sich im positiven Sinn fur die ratsuchen-
den Menschen ausgewirkt. Auch Raumungsklagen konnten abge-
wendet werden oder wurden ausgesetzt.

Nicht alle Personen melden sich auf die Anschreiben durch die Zent-
rale Fachstelle Wohnen zuriick. Um insbesondere Personen ab 60 Jah-
ren sowie Familien vor dem Verlust von Wohnraum zu schiitzen, wird
die aufsuchende Hilfe des Amtes fiir Soziale Dienste mit dem Ziel, die
betroffenen Personen durch personliche Kontaktaufnahme zu errei-
chen, eingesetzt. Im Rahmen der gemachten Angaben ist eine Diffe-
renzierung zwischen SGB II, SGB XII sowie erwerbstatigen Personen
nicht moglich.

Raumungsklagen
Bremen

Das Jobcenter Bremen ist nicht Ansprechpartner fiir MaBnahmen im
Falle einer Raumungsklage. Bei Bekanntgabe solcher Notlagen wird
entsprechend der bestehenden Weisungen die ZFW eingeschaltet.

Dem Fachverfahren SoPart, mit dem die Zentrale Fachstelle Wohnen
arbeitet, konnen die folgenden Zahlen entnommen werden:

2017 2018 2019 2020 2021

Anschreiben wegen einer 835 832 819 727 606

Raumungsklage, hauptsach-
lich wegen Mietschulden,
teilw. gehoren auch noch an-
dere Grunde dazu

Anschreiben wegen einer dro- | 435 414 444 373 385

henden Zwangsraumung

In 2020 und 2021 sind laut Fachverfahren die Zahlen der der ZFW be-
kannt gewordenen Anschreiben wegen Raumungsklagen/Zwangs-
raumungen stark zuriickgegangen. Dies liegt vor allem daran, dass
aufgrund der Coronapandemie die Vermieter und Vermieterinnen
Rdumungen und anhdngende Verfahren ausgesetzt haben und die
Menschen damit in Wohnraum verblieben sind. Dennoch wurde die
ZFW weiterhin uber Mietriickstdande bei Mietern beziehungsweise
Mieterinnen — sofern eine Datenschutzentbindung zwischen Vermie-
ter:in und Mieter:in vorlag — informiert, sodass entweder aulerhalb
der Verfahren der Raumungsklage/Zwangsraumung Kontakt mit den
betreffenden Personen aufgenommen wurde oder die Personen die
ZFW selbst kontaktiert haben. Eine zahlenmaBige Abbildung der
Mietschuldeniibernahme auBlerhalb der benannten Verfahren ist tiber
SoPart nicht eindeutig moglich.

Eine Differenzierung, bei wie vielen Personen es sich hiervon um er-
werbsfahige Leistungsbeziehende handelt, kann nicht vorgenommen
werden, es handelt sich in der Tabelle um Gesamtzahlen der wegen
Mietschulden mitgeteilten laufenden Verfahren.

- 20 -




f)  Wohnungsraumungen

Das Jobcenter Bremen ist nicht Ansprechpartner fir Mafnahmen im
Falle von Wohnungsraumungen. Bei Bekanntgabe solcher Notlagen
wird entsprechend der bestehenden Weisungen die ZFW eingeschal-
tet.

Bei Vorsprache in der ZFW sind gemeldete Raumungsklagen und an-
gedrohte Zwangsraumungen aufgrund Mietschulden dort bekannt
und konnen ausgewiesen werden, siehe Antwort zu V.2.e). Nicht be-
kannt ist, wie viele Zwangsraumungen tatsachlich durchgefihrt wur-
den. Personen, denen eine Zwangsraumung angedroht wird, l6sen
das Problem der drohenden Obdachlosigkeit zum Teil selbstdndig
ohne weitere Kontaktaufnahme mit der ZFW, zum Beispiel in Form
von Wohnungserhalt nach selbstandigem Begleichen der Mietschul-
den, durch Anmietung von neuem Wohnraum, durch Umzug zu Ver-
wandten oder Freunden, zuweilen auch in eine andere Stadt. Hier-
uber liegen keine auswertbaren Erkenntnisse vor.

g) Vermittlung von Wohnungsnotfallen in neuen Wohnraum

Das Jobcenter Bremen ist nicht Ansprechpartner fiir Manahmen zur
Vermittlung von Wohnungsnotfallen in neuen Wohnraum. Bei Be-
kanntgabe solcher Notlagen wird entsprechend der bestehenden
Weisungen die ZFW eingeschaltet.

Mithilfe des Fachverfahrens SoPart wird in der Zentralen Fachstelle
Wohnen der Fallabschlussgrund , Vermittlung in Wohnraum" doku-

mentiert.
2017 2018 2019 2020 2021
Erfolgreiche Vermittlung in 179 236 309 159 133
Wohnraum (mit Mietvertraqg)

Im Rahmen der gemachten Angaben ist eine Differenzierung der Per-
sonen nach Leistungsbeziehenden gemaf SGB II, SGB XII sowie er-
werbstatigen Personen nicht moglich.

Haben die Kommunen Bremen beziehungsweise Bremerhaven von ihrer
gesetzlichen Moglichkeit Gebrauch gemacht, die Zustandigkeit fur Miet-
schulden im SGB II von den Jobcentern in ihren Verantwortungsbereich
zuruck ubertragen zu lassen beziehungsweise gibt es entsprechende
Uberlegungen?

Es gibt keine Veranlassung das bestehende verzahnte Verfahren grund-
satzlich zu andern.

Die Mietschuldentiibernahme erfolgt in Rahmen der Leistungssachbear-
beitung fiir Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung. Dabei werden alle Leis-
tungen, die damit im Zusammenhang stehen, ,aus einer Hand" gewahrt.
Der Senat ist der Auffassung, dass dieses auch deshalb Sinn macht, weil
die zustandigen Fallbearbeiter:innen in der Regel gute Kenntnisse tiber
den / die Leistungsberechtigten und seine Problemlagen haben. Sollte die
Gewdhrung des Darlehens fiir die Mietschuldeniibernahme absehbar
nicht zum Erhalt der Wohnung fihren, wird in Bremen in der Regel die
Zentrale Fachstelle Wohnen, mit der es eine enge Kooperation gibt, einge-
schaltet.

In Bremerhaven wenden sich betroffene Personen an die Wohnungsnot-
fallhilfe der Gesellschaft fiir integrative soziale Beratung und Unterstut-
zung mbH (GISBU).

Nicht alle Leistungsberechtigten wenden sich bei Mietschulden an die zu-
standige Sachbearbeitung, zum Teil gibt es direkte Klarungen mit dem/der
Vermieter:in, zuweilen wird auch direkt die Zentrale Fachstelle Wohnen
in Bremen beziehungsweise die GISBU in Bremerhaven konsultiert.
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Gibt es einen regelméaBigen Austausch zwischen den jeweiligen Jobcen-
tern und der jeweiligen kommunalen Fachstelle, um praventive Hilfen ein-
leiten zu konnen, wenn ein Wohnungsverlust droht? Welche Inhalte und
Fragestellungen werden dabei thematisiert und zu welchen Ergebnissen
fuhrt ein solcher etwaiger Austausch?

Bremen

Das Jobcenter Bremen und die Zentrale Fachstelle Wohnen (ZFW) treffen
sich fur einen regelhaften Austausch alle drei Monate. Besprochen werden
zwischen der Leitungsebene der ZFW und der Zentralen Koordinations-
stelle Leistung sowohl Einzelfdlle als auch tibergreifend der strukturelle
Rahmen zur Verbesserung beziehungsweise Fortentwicklung der jeweili-
gen Arbeitsablaufe sowie der Zusammenarbeit der beiden Dienste.

Bremerhaven

Bremerhaven verfiigt nicht tiber eine Fachstelle Wohnen. Bei eingehenden
R&umungsklagen von betroffenen SGB II Leistungsberechtigten wird die
Wohnungsnotfallhilfe der GISBU (Gesellschaft fiir integrative soziale Be-
ratung und Unterstiitzung mbh) praventiv tatig.

Benchmarking

Fir weitere Informationen wird auf den Benchmarkingbericht der groen
GrofBstadte ,Wohnen in den GroBistadten — Steuerungsansatze der Sozial-
verwaltungen"” verwiesen, der sich auch mit den Prozessen bei drohendem
Wohnungsverlust befasst. An dem Benchmarking nimmt die Stadt Bremen
teil.

Der Bericht kann auf der Internetseite der Senatorin fiir Soziales, Jugend,
Integration und Sport heruntergeladen werden:

https://www.soziales.bremen.de/sixcms/media.php/13/BenchmarkingPro
zent20derProzent20GroProzentC3Prozent9FstProzentC3Pro-

zentA4dteProzent202020 FokusberichtProzent20Wohnen.pdf
(Stand 3. Mai 2022)

Anlagen
Zul.4:

Ubersicht Schuldnerberatungsstellen

Entwicklung der kommunalen Eingliederungsleistungen § 16a Nummer 2
bis 4 SGB Il in den Jahren 2016 bis 2021, Stand: 31. Dezember 2021

ZuIIL.3:

Prozess-Abbildung § 16a_Nummer2-4
Pendelbrief-Muster_Sucht- und psychosoziale Beratung
Pendelbrief-Muster_Schuldnerberatung
Geschaftsanweisung psychosoziale Betreuung

Geschaftsanweisung psychosoziale Beratung fir psychisch kranke Perso-
nen

Geschaftsanweisung Schuldnerberatung

Geschaftsanweisung Frauen-Alleinerziehende
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Die Senatorin fiir Soziales, Jugend,
Frauen, Integration und Sport

\r

Zertifikat seit 2005
audit berufundfamilie

Die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport
Bahnhofsplatz 29, 28195 Bremen
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Bremen, 15.01.2021

Im Lande Bremen sind folgende anerkannte Stellen gemal § 305 InsO vorhanden.

(Stand: 15.01.2021)

Gropelingen/ Walle

a conto bremen gemeinnutzige GmbH (Herr Bodeker)
Gropelinger Heerstr. 248, 28237 Bremen
Tel. 0421 66 70 03

Beratung: Donnerstag 14.30 — 18.30 Uhr
E-Mail: schuldnerberatung@aconto-bremen.de

ADN Schuldnerberatung e.V.
Gropelinger Heerstr. 221, 28239 Bremen oder
Utrechter Str. 7, 28239 Bremen
Tel: 0421 336 367 90
E-Mail: bremen@adn-sb.de

Die Schuldnerberater e.V.
Beim Ohlenhof 15, 28237 Bremen
Tel: 0421 69191701
E-Mail: info@dieschuldnerberaterev.de

Schuldnerberatungsstelle des Caritasverbandes (Frau Elias)
Haus fir Kinder und Familien St. Nikolaus
Beim Ohlenhof 19, 28237 Bremen
Beratung: Mittwoch 13 — 15 Uhr
Tel. 0421 33573 102
E-Mail: schuldnerberatung@caritas-bremen.de

é\- Eingang Dienstgebaude Bus / Stralenbahn
An der Weide 50 Haltestellen
28195 Bremen Hauptbahnhof

Bankverbindungen

Bremer Landesbank (BLZ 290 500 00) Kto. 1070115000
Deutsche Bundesbank - Filiale Bremen - (BLZ 290 000 00)
Kto. 29001565

Sparkasse Bremen (BLZ 290 501 01) Kto. 1090653

400-10/33 h (11/10)
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Mitte/ Ostliche Vorstadt/ Findorff

ANKER gemeinnutzige GmbH (Herr Savran)
Daniel-von-Buren. 23, 28195 Bremen
Tel: 0421 168 99 483
E-Mail: info@anker-sb.de

Hanseatische Schuldnerberatung e.V.
Rembertistr. 28, 28203 Bremen
Tel: 0421 36 48 123
E-Mail: E-Mail@hanseatische-schuldnerberatung.de

Schuldnerhilfe Bremen e.V. (Frau Lechner)
Breitenweg 3, 28195 Bremen
Tel: 0421 8718476
E-Mail: info@schuldnerhilfe-bremen.de

Schuldner- und Insolvenzberatung
Bremische Straffalligenbetreuung
Faulenstr. 48 — 52, 28195 Bremen
Tel. 0421 792930
E-Mail: info@vbs-schuldnerberatung.de

VerbraucherHilfe Bremen e.V.
Pieperstr. 7, 28195 Bremen
Tel: 0421 24276757
E-Mail: info@vhb-bremen.de

Schuldnerberatungsstelle der Solidarischen Hilfe
Doventorsteinweg 41, 28195 Bremen
Tel: 0421 380 4559
E-Mail: sb-mitte@solidarische-hilfe.de

Bremen-Siid

ADN Schuldnerberatung e.V.
Birger- und Sozialzentrum Bremen Huchting
Amersfoorter Str. 8 Haus H
Beratung: Mittwoch 9 — 12 Uhr
Tel: 0421 336 367 90
E-Mail: bremen@adn-sb.de

Schuldnerberatungsstelle der Solidarischen Hilfe
Kornstr. 13, 28201 Bremen
Tel: 0421 50 40 35
E-Mail: sb-sued@solidarische-hilfe.de

Schuldnerberatungsstelle des Caritasverbandes (Frau Elias)
Neustadt: Altenzentrum St. Michael
Kornstr. 371, 28201 Bremen
Beratung: Dienstag 9 — 11 Uhr
Tel. 0421 33573 102
E-Mail: schuldnerberatung@caritas-bremen.de



mailto:info@anker-sb.de
mailto:e-mail@hanseatische-schuldnerberatung.de
mailto:info@schuldnerhilfe-bremen.de
mailto:info@vbs-schuldnerberatung.de
mailto:info@vhb-bremen.de
mailto:sb-mitte@solidarische-hilfe.de
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Vahr/ Schwachhausen/ Horn-Lehe

a conto bremen gemeinnutzige GmbH (Herr Bédeker)
Hanna-Harder-Haus
Berliner Freinheit 9¢, 28327 Bremen
Tel. 0421 667003
Beratung: Dienstag 14.00 — 18.00 Uhr
E-Mail: schuldnerberatung@aconto-bremen.de

Schuldnerberatungsstelle des Caritasverbandes (Frau Elias)
Georg-Groéning-Str. 55, 28209 Bremen
Beratung: Donnerstag 13 — 15 Uhr
Tel. 0421 33573 102
E-Mail: schuldnerberatung@caritas-bremen.de

Hemelingen/ Osterholz

Schuldnerhilfe Bremen e.V. (Herr Grotheer)
LALZ-Tenever*
Wormser Str. 9, 28325 Bremen
Tel: 0421 402068-14
Beratung: Montag 9 — 13 Uhr
E-Mail: info@schuldnerhilfe-bremen.de

Schuldnerberatungsstellen der Solidarischen Hilfe
Stresemannstr. 54, 28207 Bremen
Tel: 0421 696758715
E-Mail: sb-ost@solidarische-hilfe.de

VerbraucherHilfe Bremen e.V.
Blrgerzentrum Neue Vahre.V.
Berliner Freiheit 10, 28237 Bremen
Tel.: 0421242 767 57
Beratung: Dienstag 14:30 Uhr — 16:30 Uhr
e-mail: info@vhb-bremen.de

VerbraucherHilfe Bremen e.V.
Beratungszentrum im ZIBB
St.-Gotthard-Str. 33, 28325 Bremen
Tel. 0421 242 767 57
Beratung: Donnerstag 14:30 — 16:30 Uhr
e-mail: info@vhb-bremen.de

Bremen-Nord

a conto bremen gemeinnutzige GmbH (Herr Bddeker)
Lindenstr. 1A, 28755 Bremen
Tel: 0421/66 99 58 0
E-Mail: schuldnerberatung@aconto-bremen.de

Hanseatische Schuldnerberatung e.V.
Blumenthaler Markt
Kapitan-Dallmann-Str. 1, 28779 Bremen
Tel. 0421 69 080 081
E-Mail: E-Mail@hanseatische-schuldnerberatung.de
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Nachbarschaftshaus Marf3el e.V.
Helsingborger Str. 36, 28719 Bremen
Beratung: Montag 9 — 12 Uhr

Studio Grambke e.V.
Alwin-Lonke-Str. 75, 28719 Bremen
Beratung: Donnerstag 9 — 12 Uhr

Schuldnerberatungsstellen der Solidarischen Hilfe
Georg-Gleistein-Str. 13, 28757 Bremen
Tel: 0421 65 86 966
E-Mail: sb-nord@solidarische-hilfe.de

Schuldner- und Insolvenzberatung
Bremische Straffalligenbetreuung
Am Sedanplatz 7, 28757 Bremen
Tel. 0421 661668 oder 0421 792930
E-Mail: bruns@vbs-schuldnerberatung.de

Beratungs- und Praventionswerkstatt Bremen e. V.
Rohrstr. 3, 28757 Bremen
Tel: 0421-6530096
Fax: 0421-6530097
E-Mail: info@praeventionswerkstatt.de
Web: www.praeventionswerkstatt.de
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Entwicklung der kommunalen Eingliederungsleistungen
§ 16a Nr. 2-4 SGB Il in Jahren 2016 - 2021
Stand: 31.12.2021

Quelle:
Zentrale Erfassung JC Bremen




Kommunale Eingliederungsleistungen jObcenterg
816a Nr. 2 SGB Il el X

Kommunale Eingliederungsleistungen 8§ 16a Nr. 2 - 4 - kumulierte Werte
in den Jahren 2016 - 2021; Stand 31.12.2021

Neuzugange im Bereich komm. Eingliederungsleistungen

Jahr 31.03. 30.06. 30.09. 31.12.
2016 426 812 1.225 1.533
2017 365 701 1.022 1.297
2018 312 620 874 1.121
2019 294 577 832 1.072
2020 269 411 563 734

2021 233 450 657 880

Gesamtforderfalle im Bereich komm. Eingliederungsleistungen

Jahr 31.08. 30.06. 30.09. 31.12.
2016 781 1.326 1.831 2.200
2017 682 1.175 1.590 1.929
2018 601 1.040 1.348 1.633
2019 512 904 1.216 1.495
2020 498 730 923 1.119
2021 439 747 1.043 1.319

Gesamtférderung im Bereich komm. Eingliederungsleistungen

Jahr 31.03. 30.06. 30.09. 31.12.

2016 440.689,07 € 843.418,24 € 1.267.804,43 € 1.620.000,36 €
2017 373.981,52 € 736.603,70 € 1.072.042,76 € 1.393.661,03 €
2018 319.670,68 € 659.134,85 € 947.705,99 € 1.217.510,26 €
2019 317.681,22 € 595.526,18 € 910.586,07 € 1.178.135,89 €
2020 322.883,58 € 571.798,01 € 795.021,95 € 1.021.398,05 €
2021 312.311,48 € 591.268,16 € 863.672,21 € 1.127.951,28 €
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Kommunale Eingliederungsleistungen

§16a NI.2 -4 SGB I Jobcenterg

Entwicklung der kommunalen Eingliederungsleistungen § 16a Nr. 2 - 4 SGB |l
in den Jahren 2016 - 2021; Stand 31.12.2021

2.500 4
2.000 4
1.500 -
1.000 -

500 -

Neuzugange

il

31.03. 30.06. 30.09. 31.12.

02016 426 812 1.225 1.533

02017 365 701 1.022 1.297

m2018 312 620 874 1121

@2019 294 577 832 1.072
m2020 269 411 563 734
2021 233 450 657 880

3.000 -

2.000 4

1.000 A

JDI]LJD"L

Gesamtférderfélle

31.03. 30.06. 30.00. 31.12.
m2016 781 1.326 1.831 2.200
02017 682 1.175 1.590 1.929
m2018 601 1.040 1.348 1.633
m2019 512 904 1.216 1.495
®2020 498 730 923 1.119
2021 439 747 1043 1319
Gesamtforderung
2.000.000 -
1.000.000 +
°] 31.03. 30.06. 30.00. 31.12.
m2016 440.689,07 € 843.418,24 € 1.267.804,43 € 1.620.000,36 €
2017 373.981,52 € 736.603,70 € 1.072.042,76 € 1.393.661,03 €
m2018 319.670,68 € 659.134,85 € 947.705,99 € 1.217.510,26 €
m2019 317.681,22 € 505.526,18 € 910.586,07 € 1.178.135,89 €
®2020 322.883,58 € 571.798,01 € 795.021,95 € 1.021.398,05 €
2021 312.311,48 € 591.268,16 € 863.672,21 € 1.127.951,28 €
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Kommunale Eingliederungsleistungen
816a Nr. 2 SGB Il

jobcentergp

Schuldnerberatung - kumulierte Werte; Stand 31.12.2021

Neuzugange

1200 4

600 -

0 31.03. 30.06. 30.09. 31.12.
m2016 188 406 637 824
02017 190 392 557 715
m2018 148 329 453 579
m2019 157 303 457 585
w2020 130 238 358 477
m2021 143 272 419 553
Gesamtforderfalle
2000 +
1000 -
°] 31.03. 30.06. 30.09.
m2016 448 791 1102 1345
02017 405 733 980 1192
m2018 337 631 804 965
m2019 311 525 728 888
w2020 281 457 611 746
m2021 308 501 722 903
Gesamtforderung
1.500.000 -
1.000.000 -
500.000 +
° 31.03. 30.06. 30.09. 31.12.
m2016 237.651,55 € 444.329,47 € 647.620,98 € 822.576,00 €
02017 203.952,14 € 411.149,59 € 584.983,56 € 754.615,53 €
m2018 168.636,02 € 368.604,29 € 505.205,03 € 626.171,70 €
m2019 180.445,13 € 309.423,36 € 482.522,43 € 609.082,25 €
2020 170.278,97 € 290.948,69 € 404.758,88 € 518.832,94 €
m2021 191.309,28 € 335.434,96 € 488.316,55 € 630.827,92 €
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Kommunale Eingliederungsleistungen

§16a Nr. 3 SGB Ii Jjobcenterg,)

Psychosoziale Betreuung - kumulierte Werte; Stand 31.12.2021

Platzzahl

80 -

40

31.03. 30.06. 30.09.
@2016 19 34 54
02017 13 25 35
m2018 11 22 33
@2019 12 22 32
m2020 12 22 30
m2021 12 20 30

Gesamtforderfélle

180 +

120 -

60

@2016 84 104 128 149
02017 62 72 82 92
m2018 49 68 79 88
@2019 50 65 72 82
m2020 47 52 59 66
m2021 46 56 62 76

Gesamtforderung

630.000

420.000 +

210.000 +
A mmEs I BEEN

31.03. 30.06. 30.09. 31.12.
@2016 139.744,52 € 271.507,77 € 426.599,45 € 564.808,36 €
02017 105.016,38 € 205.381,11 € 302.847,20 € 402.871,50 €
m2018 84.910,66 € 175.797,56 € 275.302,96 € 378.653,56 €
@2019 91.713,09 € 182.997,82 € 279.288,64 € 371.680,64 €
m2020 99.610,61 € 197.153,32 € 280.818,07 € 358.842,11 €
m2021 91.093,20 € 176.705,20 € 257.218,66 € 332.040,36 €

Seite 5von 8




Kommunale Eingliederungsleistungen

obcentergyr,
§16a Nr. 4 SGB Il J erg

Suchtberatung - kumulierte Werte; Stand 31.12.2021

Drogenberatung (illegale Sucht)

130 4

65

Neuzugénge

31.03. 30.06. 30.09. 31.12.
m2016 29 55 80 93
02017 27 57 83 95
w2018 24 41 64 76
m2019 13 29 47 65
m2020 12 15 16 22
2021 6 15 24 33
Gesamtférderféalle
200 4
100 A
°] 31.03. 30.06. 30.09. 31.12.
m2016 42 72 97 110
02017 36 66 92 104
w2018 34 51 73 85
m2019 20 37 55 73
m2020 23 27 28 35
2021 10 21 30 39
Gesamtforderung
70.000 -
35.000 -
oL HCO M
31.03. 30.06. 30.09. 31.12.
m2016 13.379,00 € 26.492,00 € 41.010,00 € 48.695,00 €
b2017 11.582,00 € 22.858,00 € 37.699,00 € 44.723,00 €
w2018 12.149,00 € 20.902,00 € 32.213,00 € 40.302,00 €
m2019 7.695,00 € 16.770,00 € 25.402,00 € 31.831,00 €
m2020 6.322,00 € 9.097,00 € 9.618,00 € 11.658,00 €
2021 4.321,00 € 9.119,00 € 12.698,00 € 18.853,00 €
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Kommunale Eingliederungsleistungen IObcenterQ
§16a Nr. 4SGB Il Sonen &I

Suchtberatung - kumulierte Werte; Stand 31.12.2021

Suchtberatung (legale Sucht)

Neuzugénge

100 -

50 -

0 1

31.03. 30.06. 30.09. 31.12.

m2016 14 25 32 45
02017 11 26 41 51
w2018 11 21 31 40
m2019 6 13 16 20
m2020 9 12 15 22
2021 7 17 26 30

Gesamtférderféalle

100 4

50 4

31.03.
m2016 20
02017 16
m2018 18
@2019 11
m2020 12
2021 10

Gesamtforderung

30.000 -

15.000 ~

L AOMmEms

31.03. 30.06. 30.09. 31.12.
@2016 5.666,00 € 8.978,00 € 11.609,00 € 14.696,00 €
02017 4.795,00 € 9.999,00 € 16.120,00 € 20.771,00 €
m2018 4.699,00 € 8.385,00 € 11.927,00 € 14.265,00 €
@2019 3.710,00 € 6.987,00 € 7.638,00 € 8.722,00 €
m2020 3.301,00 € 6.265,00 € 7.807,00 € 11.349,00 €
2021 3.349,00 € 8.289,00 € 12.883,00 € 15.437,00 €
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Kommunale Eingliederungsleistungen

§16a Nr. 4 SGB Ii jobcentergn

Suchtberatung - kumulierte Werte; Stand 31.12.2021

psychosoziale Beratung fur psychisch kranke Menschen

500 -

250 +

Neuzugénge

31.03. 30.06. 30.09. 31.12.
m2016 111 222 348 422
02017 75 154 259 344
m2018 80 161 247 338
m2019 68 167 240 320
m2020 71 94 115 147
m2021 31 90 126 188
Gesamtforderfalle
800 -
400 4
° 31.03. 30.06. 30.09. 31.12.
m2016 187 325 462 541
02017 163 273 386 481
m2018 163 261 352 446
m2019 120 255 336 424
m2020 135 176 204 244
m2021 65 145 194 262
Gesamtforderung
200.000 -
100.000 -
0 EnE (=l .

31.03. 30.06. 30.09. 31.12.
m2016 44.248,00 € 92.111,00 € 140.965,00 € 169.225,00 €
02017 48.636,00 € 87.216,00 € 130.393,00 € 170.680,00 €
w2018 49.276,00 € 85.446,00 € 123.058,00 € 158.118,00 €
m2019 34.118,00 € 79.348,00 € 115.735,00 € 156.820,00 €
m2020 43.371,00 € 68.334,00 € 92.020,00 € 120.716,00 €
m2021 22.239,00 € 61.720,00 € 92.556,00 € 130.793,00 €
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Prozesse im Verfahren
der kommunalen Eingliederungsleistungen §16a Nr.2 —4 SGEII

Aufgabenibertragung

und Budgetzuweisung

Jobcenter
Bremen

sichert Fachlichkeit
fir die IFK*1 und
Datengualitat fir
das Controlling

=4

eLb: erwerbsfihige

Leistun gsberechtigte

IFK: Integrationsfachkrite

4 Pendelbrief +
Einverstandnis-
erklarung 1

3. Eingliederungs-
vereinbarung

2_berat, unterstiitzt,
erkennt ggf. Bedarfe

2

1 stellt Rechnungen™

Austausch ober Werlaufund Ergebniz der Beratung

<

1c. wenden sich mit ihren
Bedarfen an ihre IFK

Kundinnen { Kunden
(eLby*!

Jjobcentergn

Bramen

vereinbaren Verfahren
und Leistungsentgelte

< >

5. Pendelbrief +
Einverstandnis-
erklarung 2

6. Beratungs- bzw. Schuldnerberatung
EEtreuungsprozt-:-ss Psychosoziale Betreuung

Suchtberatung

Psychosoziale Beratung

1a. wenden sich chne
Pendelbrief an

Kooperationspartner
1b. werden als eLb*! ohne *2
Pendelbrief an das Die Schuldenberatungen
. . senden ihre Rechnungen
Jobcenter watergelatet direktan das Sozalressort.

Prozess-Schritt

Kundinnen / Kunden

Prozess-Schritt
Integrationsfachkréfte JC

<+

Prozess-Schritt
K.ooperations partner

Hintergrund-Prozess
Joboenter

Hintergrund-Prozess
Soziakessort

Hintergrund-Prozess
Kooperations partner



Jobcenter Bremen Geschéaftsstelle Sachbearbeiter Jobcenter Bremen: <Bearbeitername>
Tel.: <Telefon> Fax: <DstFax>
E-Mail: <txtMitarbeiterE1>

<Gebaeudeadresse> Beratungsstelle:

Tel.: Fax:
E-Mail:

Bewilligungs- und Ergebnisbogen nach § 16a Nr. 4 SGBII

] Ambulante Suchthilfe ] Behandlungszentrum (S)
— legale Suchtmittel
L] comeback L] Behandlungszentrum (P).
— psychosoz. Beratung
Leistungsberechtigte/r Kunden-Nr.:
<txtPersonKunden1>
Name, Vorname: Geburtsdatum:
<txtPersonNachna1>, <txtPersonVornam1> <txtPersonGeburt1>
Adresse Telefon:
<txtPersonPostad1>, <txtpersonpostad2> <txtPersonVorwah1> -<
txtPersonRufnum1>

1. Sondierungsberatung nach § 3 der Vereinbarung

[] Sondierungsauftrag erteilt durch: <OrgEinheit_a
am: > <OrgZusatz>

<Bearbeitername_a>

Die Giiltigkeit des Auftrages ist begrenzt bis:

(1 Monat ab Bewilligung fiir das Erstgesprach, Ausnahmen sind zu begriinden)

tal]

Grund fir die Inanspruchnahme der Beratungsleistung (nur, soweit die Angaben fiir die Beratung erforderlich sind):

[] Es liegt ein Gutachten des arztlichen Dienstes der Agentur fiir Arbeit vor.

Riickmeldung der Beratungsstelle

[l Beratung nicht in Anspruch genommen

[ Sondierung abgebrochen
] Abbruch durch Leistungsberechtigten am
] Abbruch durch Beratungsstelle am

[ ] Sondierung beendet, kein weiterer Hilfebedarf im Rahmen des Pendelbriefes (weiter mit Punkt 4. Ergebnis)

[

weiterer Hilfebedarf
] Einzelfallberatung nach § 4.1 notwendig

] Einzelfallberatung nach § 4.2 notwendig
] Einzelfallberatung nach § 4.3 notwendig

Ggf. Hinweise fiir die Integrationsfachkraft (nur, soweit die Angaben fiir eine Integration erforderlich sind)

Datum/Unterschrift/Stempel Beratungsstelle




Name, Vorname: Kunden-Nr.:
<txtPersonNachna1_ a>, <txtPersonVornam1_ a> <txtPersonKunden1_ a>

2. Auftrag vom Jobcenter zur Einzelfallberatung durch die Beratungsstelle
(Hauptleistungsphase | nach § 4.1)

[l Beratungsauftrag erteilt am: |:|durch:

Datum/Unterschrift/Stempel Jobcenter Bremen

Die Giiltigkeit des Auftrages ist begrenzt bis zum:
(1 Monat ab Bewilligung, Ausnahmen sind zu begriinden)

Riickmeldung der Beratungsstelle

[] Weiterer Hilfebedarf:

] Empfehlung zur Vermittlungstatigkeit in medizinische und/oder sozialpadagogische
Behandlungs- bzw. Betreuungsmaflinahme nach § 4.2

L] Empfehlung zur Beratung im Sinne von Hilfen zur sozialen und gesundheitlichen
Stabilisierung nach § 4.3

[] kein weiterer Hilfebedarf im Rahmen des Pendelbriefes (weiter mit Punkt 4.: Ergebnis)

I:' Abbruch der Vermittlung (weiter mit Punkt 4.: Ergebnis)

Ggf Hinweise fur die Integrationsfachkraft (nur, soweit die Angaben fir eine Integration erforderlich sind)

Datum/Unterschrift/Stempel Beratungsstelle

3. Auftrag vom Jobcenter zur weitergehenden Einzelfallberatung durch die
Beratungsstelle (Hauptleistungsphase Il nach § 4.2, oder § 4.3)

[] Vermittlungsauftrag nach § 4.2 erteilt am: | | durch: |:|
(2 bis 3 Monaten ab Bewilligung)
oder

[] Auftrag zu ,,Stabilisierenden Hilfen“ nach durch:
§ 4.3 erteilt am:

(3 bis 5 Monaten ab Bewilligung)

Datum/Unterschrift /Stempel Jobcenter Bremen




Name, Vorname: Kunden-Nr.:
<txtPersonNachna1_ b>, <txtPersonVornam1_ b> <txtPersonKunden1_ b>

4. Ergebnis

Datum/Unterschrift/Stempel Beratungsstelle

Ggf. Korrektur der Beratungsvariante durch die Beratungsstelle:

] Ambulante Suchthilfe ] Behandlungszentrum (S)
— legale Suchtmittel
L] comeback L] Behandlungszentrum (P)

— psychosoz Beratung

] Abbruch durch Kunden/Kundin am

[] Vermittiung [] abgeschlossen / [ ] nicht abgeschlossen
[] ambulante / teilstationare / stationdre Entzugsbehandlung (Nichtzutreffendes bitte streichen)
[] ambulante / stationére Entwdhnungsbehandlung (Nichtzutreffendes bitte streichen)
] ambulante / stationére Psychotherapie (Nichtzutreffendes bitte streichen)
[ &rztliche / facharztliche Behandlung
[] betreutes Wohnen

[] Aufnahme erfolgt am:

[] Soziale Stabilisierung [ erfolgt / [] nicht erfolgt
[] gesundheitliche Stabilisierung [ erfolgt / [] nicht erfolgt
kurze Darstellung (soweit die Angaben fiir die Jobcenter Bremen erforderlich sind)

[ &rztliche Begutachtung zur Uberpriifung der Erwerbsfahigkeit sinnvoll durch
[ &rztlichen Dienst
[] zusatzliches fachérztliches Gutachten, Fachrichtung

Empfehlung zur Integration:

Arbeitserprobung Uber In-Job

Arbeitserprobung Uber Praktikum beim Arbeitgeber
berufliche Rehabilitation

Sonstiges:

(I

Datum/Unterschrift /Stempel der Beratungsstelle

Vom Jobcenter Bremen auszufiillen:

] Uberpriifung des Profilings erfolgt

L] Fachanwendung CoSach vervollstandigt
L] Kopie an 48 (Controlling) erledigt

L] zd.A.



(Datum) (Unterschrift / Org-Zeichen)



Jobcenter Bremen Geschéftsstelle Sachbearbeiter Jobcenter Bremen: <Bearbeitername>

<Gebaeudeadresse> Tel.: <Telefon> Fax: <Fax>
E-Mail: <txtMitarbeiterE1>
Zust. Sachb. der
Schuldnerberatungsstelle:
Tel.: Fax:
E-Mail:

Pendelbrief (Bewilligungs- und Ergebnisbogen fir Schuldnerberatung nach § 16a Nr. 2 SGBII)

Leistungsberechtigte/r Kunden-Nr.:

Name, Vorname: <txtpersonkunden1>
Geburtsdatum:

<txtpersonnachna1>, <txtpersonvornam1> <txtpersongeburt1>

Adresse

<txtpersonpostad1>, <txtpersonpostad2>

1. a) Sondierungsberatung nach § 2 der Vereinbarung zur Schuldnerberatung

Org.-Kennz. Datum/Unterschrift/Stempel Jobcenter

[] Sondierungsauftrag erteilt am: ‘ durch:

Die Giiltigkeit der MaBnahme ist begrenzt bis zum
(maximal drei Monate ab Bewilligung)

1. b) Riickmeldung der Beratungsstelle: Ergebnis der Sondierungsberatung

(S
Q

Gesamtschulden tber 2.5007€ Anzahl der Glaubiger:

Ist Regelinsolvenz zu beantragen?

Sind Zwangsvollstreckungsmalnahmen eingeleitet?
Ist eine Restschuldbefreiung méglich? [ ] Ausnahme von § 6 Abs. 7 S. 2
Wurde Bereitschaft zur Privatinsolvenz (schriftlich) erklart?

Nein

[]

[]

[] [ Zuschlag nach § 6 Abs. 3
[]

[]

[]

Ist Hilfe zur Selbsthilfe nach § 4 der Vereinbarung maéglich?*

Oooogdo

[]

Ist eine Einzelfallberatung nach § 3 der Vereinbarung erforderlich?

*Begriindung erforderlich Datum/Unterschrift/Stempel Beratungsstelle
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Name, Vorname: Kunden-Nr.:
<txtpersonnachna2>, <txtpersonvornam2> <txtpersonkunden2>

2.  Auftrag zur Schuldnerberatung nach § 3 oder § 4 der Vereinbarung zur Schuldnerberatung

erteilt am durch

[ ] Beratungsauftrag nach § 3 der Vereinbarung

Schuldnerberatung als umfassende Einzelfallberatung [] zuschlag nach § 6 Abs. 3
[ ] bis 3 Glaubiger [ ]33 - 45 Glaubiger
[ ] 4-8Glaubiger [ ] 46 — 60 Glaubiger

[ 1 9-13 Glaubiger [ 161 —75 Glaubiger
[ ]14 — 22 Glaubiger [] 76 und mehr Glaubiger

Datum/Unterschrift/Stempel Jobcenter

[]23 - 32 Glaubiger

[ ] Beratungsauftrag nach § 4 der Vereinbarung

Schuldnerberatung als Hilfe zur Selbsthilfe
[ ] bis 3 Glaubiger
[ ] 4-13 Glaubiger

Datum/Unterschrift/Stempel Jobcenter

[ ] 14 und mehr Glaubiger

3. Rlckmeldung der Beratungsstelle
Ergebnis der Schuldnerberatung nach []§3 []1§4
[] erfolgreiche auf3ergerichtliche Einigung in Form von:
[ ] Stundung mit allen Glaubigern
[ ] Erlass oder Ratenzahlung mit allen Glaubigern

Ort, Datum Unterschrift der/des Antragstellenden

|:| AuRergerichtliche Einigung gescheitert, Einleitung des Verbraucherinsolvenzverfahrens erfolgt
|:| AuRergerichtliche Einigung gescheitert, Verbraucherinsolvenzverfahren rechtlich nicht moglich

|:| Abbruch der Beratung |:| durch Beratungsstelle |:| durch Kundin/Kunden

Grunde: Datum/Unterschrift/Stempel Beratungsstelle

4  Verfliigung nach Abschluss (JC): Datum, Unterschrift IFK
[] Profiling prifen

[ ] Kopie PB an 48
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Jjobcenterg

Bremen

Geschaftsanweisung 17-2016

Verteiler:
Geschaftsfiihrung
Geschaftsstellenleitungen
TL Integration

Alle Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in den Teams
Integration im Jobcenter Bremen

Az. 11-1220.2

Psychosoziale Betreuung (Aufsuchende Hilfen)
vom 29.12.2016, angepasst am 01.12.2020

Inhalt

1 Rechtsgrundlage und Grundsatzliches

2 Anspruchsberechtigte

3 Leistungsangebot, Trager, Kosten
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1 Rechtsgrundlage und Grundsétzliches

§16a Nr. 3 SGB II:

LZur Verwirklichung einer ganzheitlichen und umfassenden Betreuung und Unterstlitzung bei
der Eingliederung in Arbeit kann die gem. Ziffer 3 beschriebene Leistung, die fiir die
Eingliederung der oder des erwerbsféhigen Leistungsberechtigten in das Erwerbsleben
erforderlich ist, erbracht werden: ,,...

3. die psychosoziale Betreuung*

Es handelt sich um eine kommunal finanzierte Leistung. Fur die Einleitung bei
erwerbsfahigen leistungsberechtigten Personen ist das Jobcenter Bremen (JC) zustandig.
Die Stadtgemeinde Bremen regelt die Aufgabenwahrnehmung durch das JC mit Hilfe einer
Vereinbarung und stellt dafur jahrlich Finanzmittel zur Verfugung.

Die Psychosoziale Betreuung (als Aufsuchende Hilfe) wird zurzeit von den
Leistungserbringern Verein Hoppenbank e. V., Verein fur Innere Mission und Hans-Wendt-
Stiftung durchgefiihrt (im Folgenden Trager genannt). Diese Trager wurden von der Freien
Hansestadt Bremen, vertreten durch die Senatorin fir Soziales, Jugend, Integration und
Sport mit Vereinbarungen gemal § 17 Abs. 2 SGB Il anerkannt und beauftragt.

Die Vereinbarungen werden auf der Grundlage des Kapitel X des SGB Xll abgeschlossen.

zuriick

2 Anspruchsberechtigte

Anspruchsberechtigt sind erwachsene, alleinstehende erwerbsfahige Menschen im
Leistungsbezug nach dem SGB Il (Ausnahme: Aufstocker mit Anspruch auf
Arbeitslosengeld, SGB lll, Recht der Arbeitslosenversicherung)

bei denen besondere Lebensverhaltnisse mit sozialen Schwierigkeiten verbunden sind,
die diese Schwierigkeiten nicht aus eigenen Kraften Gberwinden kénnen und daher eine
gezielte fachliche Unterstitzung zur Normalisierung ihrer Lebenslage bendtigen.

Die MalRnahme muss innerhalb der nachsten 12 Monate fir eine Erwerbsintegration
geeignet und sinnvoll sein, was ein entsprechendes Potential der oder des erwerbsfahigen
Leistungsberechtigten voraussetzt.

Die Férderméglichkeiten aus § 16g SGB Il gehen dieser GA vor.

Besondere Lebensverhaltnisse liegen (vor allem) vor bei
- Entlassung aus einer geschlossenen Einrichtung,
- fehlender oder nicht ausreichender Wohnung
(z.B. in Notunterkiinften oder Einfach-Hotels) oder drohender Obdachlosigkeit
- gewaltgepragten Lebensumstanden,
- ungesicherter wirtschaftlicher Lebensgrundlage oder
- vergleichbaren nachteiligen Umstanden.

Soziale Schwierigkeiten liegen vor, wenn ein Leben in der Gemeinschaft durch
ausgrenzendes Verhalten des Leistungsberechtigten oder eines Dritten wesentlich
eingeschrankt ist, insbesondere

- im Zusammenhang mit der Erhaltung oder Beschaffung einer Wohnung,

- mit der Erlangung oder Sicherung eines Arbeitsplatzes,

- mit familidren oder anderen sozialen Beziehungen oder

- mit Straffalligkeit;

ggf. verbunden mit einer schlechten korperlichen Verfassung und/oder

mit Suchtverhalten und/oder einer psychischen Stérung.

|(Hinweis.' akut suchtkranke oder psychisch kranke Personen sind ggf. in das Verfahren




|Sucht— und psychosoziale Beratung nach § 16a Nr. 4 SGB Il zu vermitteln.)

2.1 Anspruchsausschluss

Gesetzlich ausgeschlossen sind Aufstocker mit Anspruch auf Arbeitslosengeld (SGB lII,
Recht der Arbeitslosenversicherung). Ausgeschlossen sind auch Sozialgeldbezieher nach
SGB Il

Eine Finanzierung wahrend einer Unterbringung in einer Notunterkunft mit
Betreuungsanteilen ist ausgeschlossen (Vermeidung von Doppelfinanzierung).
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3 Leistungsangebot, Trager und Kosten

3.1 Leistungsangebot

Es handelt sich grundsatzlich um ein ambulantes, aufsuchendes Betreuungsangebot im
eigenen Wohnraum. Es soll gezielt dabei unterstlitzen, eine Wohnung zu erlangen oder zu
sichern und lebenspraktische Schwierigkeiten zu bewaltigen. Die Hilfe soll soziale
Unterstlitzung gewahrleisten und die Erwerbsfahigkeit fordern. Sie dient dem Abbau von
Vermittlungshemmnissen und der Verbesserung der sozialen Integration und
Eigenstandigkeit.

Inhalte der Betreuung (nicht abschlieRend):

- Unterstiitzung bei der materiellen Grundsicherung,

- Unterstutzung bei der Alltagsorganisation,

- HinfGhrung zu Arbeit und Beschaftigung,

- Vorbereitung einer so weit wie madglich hilfeunabhangigen Lebensflihrung, bspw. Einlibung
von Mieterpflichten.

Ziele sind die Uberwindung der sozialen Schwierigkeiten und eine Integration in das
Erwerbsleben. Die Betreuung kann begleitend zu arbeitsmarktpolitischen Maihahmen
bewilligt werden.

3.2 Trager

Hans-Wendt-Stiftung
Zustandig insbesondere fiir alleinstehende junge Erwachsene mit besonderen
Vermittlungshemmnissen.

Verein Hoppenbank

Zustandig insbesondere fiir erwachsene Haftentlassene und/oder straffallig gewordene
Personen. Vorrangig zu berlcksichtigen sind ggf. Haftentlassene, die bereits vollzugsinterne
Mafinahmen zur Qualifizierung und Beschaftigung wahrgenommen haben und mit
Entlassung aufgrund ihres besonderen Hilfebedarfes der psychosozialen Betreuung
bedurfen.

Verein fur Innere Mission
Zustandig insbesondere fir alleinstehende Wohnungslose oder von Wohnungslosigkeit
bedrohte Erwachsene.

3.3 Kosten

Die Entgelte werden (zumeist jahrlich) zwischen der Sozialbehérde und den
Leistungserbringern neu ausgehandelt.
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4 Verfahren

4.1 Zugang

Die zustandige Integrationsfachkraft (IFK) stellt einen Hilfebedarf fest.

4.1.1 Einzelfallprifung

Wenn der festgestellte Hilfebedarf ausschlieRlich der Erwerbsintegration dient, kann eine
Psychosoziale Betreuung gem. § 16 a SGB |l bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen
bewilligt werden.

Bildet der festgestellte Hilfebedarf sich in Bereichen wie Personlichkeitsentwicklung,
Beseitigung individueller Beeintrachtigungen oder Uberwindung sozialer Benachteiligung ab:
Dann kann es angezeigt sein, im Einvernehmen mit der kommunalen Fachberatung
Jugendhilfe in der Jugendberufsagentur (JBA) Hilfsangebote nach dem SGB VIII zu prifen
bzw. dem jungen Menschen zuganglich zu machen. Das kann im Einzelfall zu einem
Nebeneinander von Leistungen nach dem SGB Il und dem SGB VIl fuhren.

Bei Leistungsberechtigten mit oben beschriebenem Bedarf und vor Vollendung des 21.
Lebensjahres sollte die kommunale Fachberatung Jugendhilfe in der JBA frih im
Beratungsprozess hinzugezogen werden.

Voraussetzung: Bereitschaft der Kundin/des Kunden, eine Jugendhilfemal3nahme
anzunehmen. Diese ist im Beratungsgesprach vor Einschaltung der kommunalen
Fachberatung Jugendhilfe in der JBA abzuklaren. (Ohne ausdriickliche Bereitschaft, Hilfe
nach dem SGB VIII anzunehmen, kann es keine Jugendhilfe-Malinahme geben.)

Unterstltzung und Hilfsangebote kénnen auch Beratungsstellen leisten, die flr diesen
Personenkreis vorgesehen sind. Ein Verweis kann vorgenommen werden an

die Sozialberatung des Vereins fur Innere Mission Bremen e.V. bzw.

die Sozialberatung des Vereines Bremische Straffalligenbetreuung,

das Projekt Integrationscoach: Beratung & Vernetzung der senatorischen Behodrde fur Justiz
und Verfassung.

4.1.2 Profiling und Eingliederungsvereinbarung

Die IFK beschreibt Erkenntnisse Uber die besonderen Lebensverhaltnisse und die damit
verbundenen sozialen Schwierigkeiten im Profiling. Bei der Bewilligung (ebenso bei einer
Ablehnung) der Betreuung ist Ermessen auszuiiben und zu dokumentieren.

Die Malinahme ist ggf. in der EV festzuschreiben.

4.1.3 Kontaktaufnahme

Das JC und der zustandige Betreuungstrager treten miteinander in Verbindung und klaren,
ob ein Betreuungsplatz zur Verfigung steht (Einwilligung zur Ubermittlung von Sozialdaten
notwendig). Ein Erstkontakt zwischen Kunden oder Kundin und Trager ist zu vereinbaren.

4.2 Bewilligung

4.2.1 Bewilligungsbescheid, Einwilligung zur Ubermittlung von Sozialdaten;
Verbuchung, Aufbewahrung

Die Bewilligung erfolgt mit einem Bescheid (siehe BKB: Lokale Vorlagen, JC Bremen, Markt
& Integration, Flankierende Leistungen). Die Bewilligung erfolgt im Regelfall zunachst fur 6
Monate, da die psychosoziale Betreuung und die Erreichung der angestrebten Ziele einen
langerfristigen Prozess darstellen.

Je eine Durchschrift des Bescheides ist an den Betreuungstrager sowie an das JC-Team 48
(Controlling) zu senden und in die E-Akte aufzunehmen.


http://www.inneremission-bremen.de/wohnungslosenhilfe/sozialberatung
http://www.inneremission-bremen.de/wohnungslosenhilfe/sozialberatung
http://www.straffaelligenhilfe-bremen.de/sozialberatung.html
https://www.chance-bremen.de/die_projekte/integrationscoaching_beratung_und_vernetzung-10528/

Zusatzlich muss eine Einwilligung zur Ubermittlung von Sozialdaten unterschrieben werden
(siehe BKB, Lokale Vorlagen, JC Bremen, Markt & Integration, Flankierende Leistungen).

Zur Benachrichtigung Uber die Ergebnisse der MalRnahme muss der Betreuungstrager
ebenfalls eine Einwilligung einholen.

Der Fall ist im Verfahren COSACH zu erfassen. Eine Beendigung der psychosozialen
Betreuung muss in COSACH gebucht werden (s. Arbeitsanleitung zur Erfassung von
flankierenden Leistungen nach § 16 a SGB |l in COSACH aus VerBIS).

Der Verlauf ist in der E-Akte zu dokumentieren (Bescheide und Abschlussbericht).
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4.2.2 Weiterbewilligung

Die psychosoziale Betreuung kann bei Bedarf bis zu zweimal um jeweils 6 weitere Monate
verlangert werden. Insgesamt kann die MaRhahme maximal 18 Monate dauern.

In besonders begriindeten Einzelfallen ist eine Verlangerung um weitere 6 Monate madglich,
wenn wahrend der Betreuung Umstande eingetreten sind, die zu einer qualitativen
Veranderung des Hilfebedarfes fuhren (z.B. Feststellung einer gravierenden Erkrankung,
Verlust von engen Bezugspersonen).

Der Trager teilt rechtzeitig vor Ablauf eines Betreuungszeitraumes mit, ob das
Betreuungsziel erreicht ist oder ob und warum eine Weiterbetreuung erforderlich ist.

Das JC bleibt bei einmal bewilligten Fallen fur die Fortfihrung einer weiterhin notwendigen
Aufsuchenden Hilfe auch dann zustandig, wenn die weitere Betreuung nicht mehr explizit
einer Erwerbsintegration dient (z. B. bei Rentenantragstellung oder arztlich bestatigter
Erwerbsunfahigkeit Betroffener).

Erstattungsanspriiche gegen den SGB XlI-Trager entfallen, da dieser die Malnahme
finanziert.

4.3 Voriibergehende Abwesenheit und Wiederaufnahme

Bei vorubergehender Abwesenheit der betreuten Person besteht in Anwendung der
Mafgaben des bremischen Landesrahmenvertrages ein Anspruch auf Fortzahlung der
(Betreuungs-)Vergutung.

Eine Abwesenheit aufgrund einer Inhaftierung ist einer Abwesenheit anlasslich Urlaub,
Krankheit oder Kuraufenthalt gleichzusetzen, wenn eine Rickkehr in die MaRnahme erfolgen
wird (eine entsprechende Erganzung des Landesrahmenvertrages ist seit 28.10.2013
beantragt).

Wie zum Systemwechsel (vom SGB Il zum SGB XII und umgekehrt) wahrend der laufenden
Malnahme geregelt, erfolgt die Weiterbewilligung der Vergitung nach Ablauf des aktuellen
Bewilligungszeitraumes durch den jeweils zustandigen Kostentrager, in SGB Il-Fallen also
durch das Jobcenter.

Die entsprechenden Regelungen des Bremischen Landesrahmenvertrages (Brem. LRV,
insbesondere §18, Abs. 3, 4,6 und 7) sind zu beachten.


file://///Dst.baintern.de/dfs/214/Ablagen/D21404-Jobcenter-Bremen/06.Integration/6.2.Arbeitsmarkt-Instrumente/6.2.11.Flankierende%20Leistungen
file://///Dst.baintern.de/dfs/214/Ablagen/D21404-Jobcenter-Bremen/06.Integration/6.2.Arbeitsmarkt-Instrumente/6.2.11.Flankierende%20Leistungen

Im Detail: Erlguterungen:

Der Trager muss unverzuglich und
unaufgefordert Uber Abwesenheiten
informieren. Vor Ablauf der dreildig
zusammenhangenden Abrechnungstage
muss geklart sein, wie lange die
Unterbrechung fortdauert. Es ist mit der
Integrationsfachkraft Einvernehmen
herzustellen Uber eine Fortzahlung ab dem
31. Tag (48 -Controlling- ist hiertber zu
informieren).

Fur langstens 30 zusammenhangende
Abrechnungstage kann die Vergitung bei
vorubergehender Abwesenheit weitergezahlt
werden, wenn zusammen mit der
Betreuungsleistung den Leistungsbeziehenden
Wohnraum Uberlassen wird.

Dartiber hinaus nur, wenn mit dem zustandigen
Trager, hier dem JC, eine Absprache getroffen
wurde (Dokumentation in VerBIS).

Fir Abwesenheiten von mehr als 30 Fur diese Fortzahlung ab dem 31. Tag
zusammenhangenden Abrechnungstagen ist muss zwingend eine Prognose vorgelegt
erste Voraussetzung fir eine Weitergewahrung | werden - vor dem Ablauf der 30 Tage.

der Betreuungskosten: Ab dem 31. Tag andert sich das zu

Die Leistungsbereitschaft (des Tragers) muss zahlende Entgelt, es wird um 25% gekirzt
aufrechterhalten werden, sodass die (= Platzgeld).

Abwesenheit jederzeit beendet und die 48 -Controlling- ist hieriiber zu informieren.

(Betreuungs-)Leistung fortgesetzt werden kann.
Bei Krankenhaus- und Kuraufenthalten (und bei
Inhaftierung und Ruckkehr in die MaRnahme)
mussen Kontaktpflege und Bezugsbetreuung vor
Ort in angemessenem Umfang sichergestellt
sein, falls dies angezeigt sein sollte.

Der betreuende Trager muss eine Prognose uber
die Ruckkehrmaglichkeit der leistungs-
berechtigten Person vorlegen und mit dem
zustandigen Kostentrager eine Absprache treffen
(wiederum Dokumentation in VerBIS.)
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4.4 Beendigung der MaBnahme

Der Trager informiert das JC per Beendigungsmitteilung Gber das Ende und das Ergebnis
der MalRnahme. Eine Durchschrift ist von der IFK an das JC-Team 48 (Controlling) und an
die Senatorin fur Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport, Referat 11 - Haushalt,
Bahnhofsplatz 29, 28195 Bremen, zu senden.

Bei einem Abbruch der MaRnahme ist ein Sanktionstatbestand zu prifen.

4.5 Ende der Hilfebediirftigkeit nach dem SGB Il

Mit einem Ende der Hilfebedurftigkeit nach dem SGB Il endet die Zustandigkeit des
Jobcenters fur die Bewilligung der Aufsuchenden Hilfe.

Ausnahme: Forderentscheidung nach § 16g SGB II.

Fallt das Ende der Hilfebediirftigkeit in den Betreuungszeitraum, ist der Erlass eines
Aufhebungsbescheides fur die Zukunft zu prifen (siehe BKB, Lokale Vorlagen, JC Bremen,
Markt & Integration, Flankierende Leistungen).

Ausnahme: Wechseln Betroffene in den Rechtskreis der existenzsichernden Leistungen
nach dem SGB XIlI, l1auft die Bewilligung des JC bis zum Ende des Betreuungszeitraumes
weiter. Ein Aufhebungsbescheid wird nicht gefertigt, auf Erstattungsanspriiche gegeniber



dem Sozialhilfetrager wird zur Verwaltungsvereinfachung verzichtet. Der Betreuungstrager
ist zu informieren, sobald das Ende der Hilfebedurftigkeit absehbar ist.

4.6 Abrechnung

Die Trager reichen ihre Rechnungen beim JC Bremen ein, dort wird auf Basis der
Controlling-Daten auf sachliche und rechnerische Richtigkeit gepruft. Die Zahlung erfolgt
anschliel®end Uber das Referat 400-11 (Haushalt) bei der Senatorin fir Soziales, Jugend,
Integration und Sport, Bahnhofsplatz 29, 28195 Bremen.
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5 Besonderheiten
5.1 Haftentlassene

Wer aus der Haft entlassen werden soll, erhalt im Normalfall vollzugliche Lockerungen zur
Vorbereitung der Zeit nach der Inhaftierung und regelt seine Angelegenheiten selbst.
Inhaftierte mit einem besonderen Hilfebedarf konnen in der Entlassungsvorbereitung (EVB-
Pool) unterstutzt werden (die Teilnahme ist freiwillig).

Der EVB-Pool informiert das JC Uber den besonderen Hilfebedarf.

Voraussetzung flr eine Bewilligung ist, dass die Person nicht eindeutig erwerbsunfahig ist
(Anspruch auf EU-Rente), der Entlassungstermin feststeht (kein offenes Verfahren) und mit
Entlassung Leistungsbezieher bzw. Leistungsbezieherin nach dem SGB Il wird (kein ALG I-
Anspruch oder Uberbriickungsfall).

Zunachst spricht das JC flr 3 Monate eine pauschale Bewilligung aus; frihester Beginn ist
der Tag der Entlassung. In diesen 3 Monaten ist die Arbeitsmarktnahe zu klaren: Zu prufen
sind Erwerbsfahigkeit, gesundheitliche Einschrankungen und Vermittlungshemmnisse.

6. Schnittstelle zum SGB Xll

Die Bewilligung einer Psychosozialen Betreuung kann erfolgen, wenn die Leistung geeignet
und sinnvoll fir die Integration in das Erwerbsleben ist. Ist dies nicht der Fall, ist ein
begrindeter Ablehnungsbescheid zu fertigen; die Austibung pflichtgemafen Ermessens ist
zu dokumentieren (VerBIS).

Steht der Betreuungsbedarf nicht im Zusammenhang mit einer Erwerbsintegration, kann ein
Anspruch auf psychosoziale Betreuung nach dem SGB XlI bestehen. Zustandig fur die
Entscheidung ist im Amt flr Soziale Dienste der Bereich ,Zentrale Wirtschaftliche Hilfen*
(Sozialzentrum Mitte/Ostliche Vorstadt/Findorff, Bahnhofsplatz 29, 28195 Bremen). Die
Zentralen Wirtschaftlichen Hilfen werden durch eine schriftliche Mitteilung des Tragers
informiert, welche die fir die weitere Fallbearbeitung mafigeblichen Informationen enthalt.

Wechselt wahrend eines laufenden Betreuungszeitraumes die Zustandigkeit fur
existenzsichernde Leistungen vom SGB Il in das SGB XlI oder entgegengesetzt, ist die
Entscheidung Uber eine Weitergewahrung erst mit Ablauf des Bewilligungszeitraumes von
dem neu zustandig gewordenen Trager zu treffen (Ausnahme: Die Leistung ist gerade
unterbrochen). Auf die Geltendmachung eines Erstattungsanspruches gegen den zukunftig
zustandigen Trager wird zur Verwaltungsvereinfachung verzichtet.

Die maximale Gesamtbewilligungsdauer von 18 Monaten (in zu begrindenden Ausnahmen
24 Monaten) darf durch den Wechsel nicht Uberschritten werden. Die bereits von dem vorher
zustandigen Trager gewahrten Zeitraume sind bei einer Weitergewahrung zu
berticksichtigen. Die Ubergabe der Falle bei Wechsel der Zustandigkeit erfolgt durch eine



schriftliche Mitteilung, welche alle flr die weitere Fallbearbeitung maf3geblichen
Informationen enthalt.

7. Controlling

Die Stadtgemeinde Bremen stellt dem Jobcenter jahrlich Finanzmittel zur Verfligung.

48 (Controlling) leistet ein Fach- und Finanzcontrolling fiir den kommunalen Geldgeber. Uber
die Entwicklung wird quartalsweise an die Geschéftsfiihrung sowie die kommunalen Partner
berichtet.

8. Inkrafttreten

Sofort; die Geschaftsanweisung in der Fassung vom 29.06.2018 ist aufgehoben.
Die GA 17-2016 ist zum 31.10.2022 zu Uberprifen.

a
Bremen, den JA. 42 0o | ! A A\

|, Thorsten Spin
Geschaftsbereichsleitung 1) Markt & Integration

zurick
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1 Rechtsgrundlage und Grundsatzliches

§16a Nr. 4 SGB II:

LZur Verwirklichung einer ganzheitlichen und umfassenden Betreuung und Unterstiitzung bei
der Eingliederung in Arbeit kbnnen die folgenden Leistungen, die fiir die Eingliederung des
erwerbsfahigen Hilfebedlirftigen in den Arbeitsmarkt erforderlich sind, erbracht werden:

4....die Suchtberatung”

Es handelt sich um eine kommunal finanzierte Leistung. Fur die Einleitung bei erwerbsfahigen
leistungsbeziehenden Personen ist das Jobcenter Bremen (JC) zusténdig. Die Stadtgemeinde
Bremen und das JC Bremen haben zur Aufgabenwahrnehmung fiir diesen Personenkreis eine
Vereinbarung getroffen. Die Kommune stellt die finanziellen Mittel zur Verfugung. Die
Mittelverwendung wird durch Team 48 (Fach- und Finanz-Controlling) Uberwacht. Die
Entscheidung Uber die Leistungsgewahrung trifft die Integrationsfachkraft (IFK) - auf Antrag -
im Rahmen pflichtgemalen Ermessens'? (IFK als Oberbegriff umfasst Fallmanager/innen und
Arbeitsvermittler/innen).

Die Suchtberatung - und die in Bremen im Rahmen von §16a Nr. 4 SGB |l fir erwerbsfahige
leistungsbeziehende Personen angebotene - Psychosoziale Beratung fiir psychisch kranke
Menschen wird von den Beratungstragern ,Ambulante Suchthilfe Bremen gGmbH“ und
,comeback GmbH*® sowie den regionalen Behandlungszentren flir Psychiatrie, Psychotherapie
und Abhangigkeit der Gesundheit Nord, Klinikum Bremen-Ost und -Nord (im folgenden
Beratungsstellen genannt) durchgefuhrt.

Die Beratungsstellen wurden von der Freien Hansestadt Bremen durch Vereinbarungen
gemal § 17 Abs. 2 SGB Il anerkannt und beauftragt.

1. Hinweis:

Das Fachverfahren nach § 16a SGB Il ist nicht zur Krisenintervention geeignet. Im Falle einer
akuten Krise st an die Behandlungszentren zu verweisen (sozialpsychiatrische
Beratungsstellen und Ambulanzen bzw. Kriseninterventionsdienst).

2. Hinweis:

Die bewilligten Leistungen sind in COSACH unter WL SGB Il im Leistungsbereich Sucht- und
Psychosoziale Beratung zu verbuchen.

| Begriffsbestimmungen

A: Sucht

,Unter Sucht versteht man ein bestimmtes Verhaltensmuster, das mit einem
unwiderstehlichen, wachsenden Verlangen nach einem bestimmten Gefiihls- und
Erlebniszustand beschrieben wird. Grundsétzlich kann jeder Mensch slichtig werden. Da
Sucht nicht auf den Umgang mit bestimmten Stoffen beschrdnkt ist, kann jede Form
menschlichen Verhaltens zur Sucht werden (z.B. Magersucht, Arbeitssucht, Spielsucht). Jede
Sucht entsteht lber den Prozess: Erfahrung - Wiederholung - Gewdhnung (Missbrauch).
Suchtmittelabhéngigkeit verursacht als Folge eine Vielzahl von Schéden im kérperlichen,
seelischen und geistigen Bereich. Dazu kommen soziale Beeintrdchtigungen und Schéden fiir
den Abhéngigen und sein Umfeld. Suchtprobleme bedeuten individuelle Tragédien fiir die

Betroffenen und deren Familien.“
(Quelle: Blaues Kreuz in Deutschland e. V.)

B: Psychische Stérungen

~Psychische Stdrungen sind Beeintrdchtigungen der normalen Funktionsféhigkeit des
menschlichen Erlebens und Verhaltens, die sich in emotionalen, kognitiven,
zwischenmenschlichen und/oder kérperlichen Beeintrdachtigungen &uBern. Typische
Eigenschaften von psychischen Stérungen sind, dass sie sehr eingeschrénkt willentlich zu
steuern sind, ldnger andauern, Leiden verursachen, das Leben beeintréchtigen (Beruf,
Partnerschaft, Familie) und nicht selten lebensgeféhrlich sind (Suizidgefahr).”

(Quelle: Bundespsychotherapeutenkammer)

1§35 SGB X
2839 SGB |
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2 Anspruchsberechtigte

Anspruchsberechtigt sind ggf. suchtkranke oder suchtgefahrdete oder/und psychisch kranke
Personen, die Leistungen nach dem SGB Il beziehen, erwerbsfahig sind und deren
Suchtproblematik oder psychische Stérung die Eingliederung in das Erwerbsleben erheblich
erschwert. Die Beratungsleistung muss geeignet sein, die Vermittlungschancen im Einzelfall
zu verbessern. Es handelt sich um eine Ermessensleistung.

Liegen andere personliche Beeintrachtigungen vor, von denen der Erfolg einer Suchtberatung
oder psychosozialen Beratung fur psychisch kranke Personen abhinge, ist vorrangig an diesen
zu arbeiten. Moglicherweise kann die Bewilligung der Sucht- oder Psychosozialen Beratung
zu einem spateren Zeitpunkt erfolgen.

2.1 Anspruchs-Ausschluss

Sogenannte ,Aufstocker* mit Anspruch auf Arbeitslosengeld 1 (SGB Ill, Recht der
Arbeitslosenversicherung) sind ab 01.01.2017 vom Pendelbriefverfahren ausgeschlossen,
siehe auch §5 Abs. 4 SGB II°.

3 Leistungsangebot und Beratungsstellen

3.1 Leistungsangebot

Die Suchtberatung/Psychosoziale Beratung fir psychisch kranke Personen als Fachberatung
nach § 16a Nr. 4 SGB Il ist in mehrere Phasen untergliedert. Es ist jeweils vom Einzelfall bzw.
der Einschatzung der Beratungsfachkraft abhangig, welche Phasen tatsachlich durchlaufen
werden sollten. Via Pendelbrief wird das Verfahren mit der Integrationsfachkraft abgestimmt.

a) Sondierungsberatung nach §3 der Vereinbarungen

b) Hauptleistungsphase | - Einzelfallberatung nach § 4.1 der Vereinbarungen

c) Hauptleistungsphase |l nach § 4.2 bzw. § 4.3 der Vereinbarungen

ca) Vermittlung (§ 4.2 der Vereinbarungen) in medizinische und/oder
sozialpadagogische Behandlungs-bzw. Betreuungsmaflinahmen

cb) Direkte Hilfe zur sozialen und gesundheitlichen Stabilisierung (§ 4.3 der
Vereinbarungen)

zusatzlich Suchtberatung:
« Sicherung der Abstinenz- und Arbeitsfahigkeit; Ruckfallpravention und -arbeit
» Uberprifung persdnlicher Risikobereiche auf Belastungsindikatoren

(Beispielhaft: Eine Entgeltvereinbarung fir das Behandlungszentrum Nord, in der die
Tatigkeiten und Anforderungen detailliert beschrieben sind.)

3.2 Beratungsstellen:
Far Personen, die von illegalen Substanzen (auch Ersatzdrogen) abhangig bzw. von
Abhangigkeit bedroht sind:

» comeback GmbH (vor allem fur langjahrig Abhangige bzw. Substituierte)

» Ambulante Suchthilfe Bremen (ASHB) gGmbH
Fir Personen, die entweder von legalen Substanzen abhangig bzw. von Abhangigkeit bedroht
sind oder psychisch krank sind:

* Behandlungszentren des Klinikums Bremen-Ost GmbH und
* Behandlungszentrum des Klinikums Bremen-Nord GmbH

Kontaktdaten zu den Beratungsstellen sind im Verfahrensordner hinterlegt.

3 Folgender Absatz 4 wird angefiigt: ,(4) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach dem Ersten Abschnitt des Dritten Kapitels werden nicht an
oder fiir erwerbsféahige Leistungsberechtigte erbracht, die einen Anspruch auf Arbeitslosengeld oder Teilarbeitslosengeld haben.*
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Die Beratungsstellen erhalten eine Vergutung entsprechend der Vereinbarungen zwischen
dem bremischen Sozialressort und dem Beratungstrager gemaR § 17 Abs. 2 SGB |I.
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4 Verfahren
4.1 Profiling und Eingliederungsvereinbarung (EinV)

Erkenntnisse Uber eine mogliche Abhangigkeitserkrankung/-gefahrdung bzw. psychische
Erkrankung werden im Profiling (bevorzugt in der Standortbestimmung, sonst bei den
Handlungsbedarfen im Kommentar wegen des Sozialdatenschutzes) beschrieben. Bei der
Bewilligung der Beratungsleistung ist pflichtgemaRes Ermessen auszuiben und zu
dokumentieren. Eine vereinbarte Kontaktaufnahme zur Beratungsstelle ist in der
Eingliederungsvereinbarung (EinV) festzuhalten. Die Initiative geht von der IFK aus.

4.2 Pendelbrief und Sozialdatenschutz

Die Beratung wird von der IFK mit dem Pendelbrief Suchtberatung (siehe BK-
Vorlagendienst, Lokale Vorlagen, JC Bremen, Markt & Integration, Flankierende Leistungen)
in Auftrag gegeben. Eine Bescheid-Erteilung ist nicht erforderlich. Das Original des
Pendelbriefes erhalt die Beratungsstelle, eine Kopie geht in die E-Akte, eine weitere Kopie
erhalt Team 48 (Controlling) flr das Fach- und Finanz-Controlling (die Unterlagen werden
dort nicht aufbewahrt).

Der Pendelbrief enthalt persénliche Daten der Betroffenen. Fir die Datenlbertragung vom JC
zur Beratungsstelle ist daher

1. eine Einwilligung zur Datenlbermittlung beim JC (1 Kopie als Anhang zum Pendelbrief + 1
Kopie fir die E-Akte) und

2. eine Entbindung von der Schweigepflicht bei der Beratungsstelle zu unterzeichnen, bevor
der Pendelbrief an das JC zuriickgesandt wird.

Betroffene sind im Gesprach darlber aufzuklaren, welche Daten zu welchem Zweck
weitergeleitet werden. Auf Wunsch erhalten sie eine Kopie des Pendelbriefes.

In VerBIS diirfen keine Diagnosen (weder vermutete noch bestatigte Diagnosen
beispielsweise im Klartext oder als ICD-Kiirzel) vermerkt werden; auch nicht im Profiling
(da dieses u.a. vom AG-S bundesweit eingesehen werden kann).

Hinweis: Wird eine Einwilligung zur Dateniibermittlung verweigert, kann lediglich ein Verweis
auf die offene Beratung der Beratungsstelle erfolgen. Eine Sanktionspriifung erfolgt nicht. Es
wird in diesen Féllen angeregt, ein amtsérztliches Gutachten zur Leistungsféhigkeit
einzuholen. Den individuellen Mdglichkeiten gemé&l soll eine Vermittlung in Arbeit und
Beschéftigung mit allen Konsequenzen (Priifung von Sanktionen) aktiv weitergefiihrt werden.

Der Fall ist im Verfahren COSACH im Leistungsbereich ,Suchtberatung” zu erfassen (auch
Félle fiir die psychosoziale Beratung flir psychisch kranke Personen).

Bei Beendigung der flankierenden MaRnahme muss das Resultat in COSACH vermerkt
werden (s. dazu die Arbeitsanleitung zur Erfassung von flankierenden Leistungen nach § 16 a
SGB Il in COSACH aus VerBIS).

Bei Beendigung bzw. bei Abbruch der Mal3nhahme ist das Ergebnis umgehend Team 48
(Controlling) mitzuteilen und in VerBIS sowie E-Akte zu dokumentieren.

4.3 Kontaktaufnahme, Riickmeldung, weitere Beratungsschritte

Zur Kontaktaufnahme teilt die IFK der/dem Leistungsberechtigten die Kontaktdaten der
Beratungsstelle mit. Die Beratungsstelle gibt der Integrationsfachkraft mit dem Pendelbrief
eine Ruckmeldung tber den empfohlenen bzw. geeigneten Verlauf der Beratung.

Die IFK entscheidet Uber das weitere Vorgehen entsprechend dem o. g. Leistungsangebot.
Jede Phase ist mit dem Pendelbrief in Auftrag zu geben. Bei der weiteren Integrations-
planung (z. B. Zuweisung tagesstrukturierender Arbeitsgelegenheiten oder anderer
MaRnahmen) wird eine enge Kooperation mit den Beratungsstellen empfohlen.
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4.4 Ablehnung

Ist die Beratung abzulehnen, muss ein Ablehnungsbescheid erstellt werden. Aufgrund der
medizinischen und/oder psychosozialen Hintergriinde der Begriffe ,suchtkrank‘ bzw.
,psychisch krank' ist die geforderte Arbeitsmarktnahe bei der Prifung weit auszulegen. Eine
Ablehnung darf nicht mit der Begriindung erfolgen, es seien zu wenig Haushaltsmittel
vorhanden.

5 Besonderheiten

5.1 Abbruch

Bei einem Abbruch ohne Wiederaufnahme oder bei fehlender Mitwirkung durch
Leistungsberechtigte ist zu prifen, ob eine Sanktion eintritt. AuRerdem sollte ein
amtsarztliches Gutachten zur Leistungsfahigkeit eingeholt und, je nach den individuellen
Méglichkeiten, eine Vermittlung in Arbeit und Beschéaftigung mit allen Konsequenzen
(Prafung von Sanktionen) aktiv weitergefuhrt werden.

5.2 Wiederaufnahme nach Abbruch

Nach einem Abbruch kann die Mallnahme bei der gleichen Beratungsstelle wieder
aufgenommen werden, bis zu zweimal im Zeitjahr. Die Entscheidung ist zu begriinden.
Verfahren: Der bisher genutzte Pendelbrief (mit der Abbruchmitteilung) ist mit einer neuen
Schweigepflichtentbindung und einer Kurzmitteilung zur Wiederaufnahme der Mallnahme an
die Beratungsstelle zu senden. Grundsatzlich ist die Kostenlibernahme fur jede
Leistungsvariante nur einmal zu gewahren. In der Regel erfolgt die Wiederaufnahme in der
Phase, die abgebrochen und bereits finanziert wurde.

5.3 Wiederholte Bewilligung einzelner Phasen

In Einzelfallen ist die Phase lla nach §4.2 (Vermittlung in medizinische und/oder
sozialpadagogische Behandlungs- und Betreuungsmafinahmen) nach dem Ablauf von 3
Monaten noch nicht abgeschlossen, da der Aufnahmetermin in eine Therapie erst in der
Zukuntft liegt. In diesen Fallen kann einmalig eine erneute Bewilligung fir die Phase lla erteilt
werden.

In den Fallen, in denen nach Abschluss von Phase Ilb nach §4.3 (Stabilisierung) vor allem
durch Ruckfall das Vermittlungshemmnis weiterbesteht, ist eine erneute Bewilligung von IIb
maoglich.

Erneute Bewilligungen sind in VerBIS zu dokumentieren und dem Team Controlling (48)
mitzuteilen.

5.4 Neubewilligung der gesamten Beratung

In besonders zu begrindenden Einzelfallen kann nach Ablauf von mindestens 12 Monaten
seit dem Abschluss oder Abbruch eine komplett neue Beratung in Auftrag gegeben werden.

zurlick

6. Schnittstellen

» zu offenen Beratungsangeboten der Beratungsstellen

Die Beratungsstellen bieten ein offenes, kostenloses und freiwilliges Angebot fir alle an.
Sie kénnen Ratsuchende mit SGB II-Bezug auf das Verfahren nach § 16a SGB Il hinweisen
(Ausnahme: Aufstocker mit SGB Il Anspruch) und zum JC orientieren. Damit erhalt die IFK
Kenntnis von der Lage Betroffener und kann die Integrationsstrategie anpassen.
Voraussetzung flr eine Bewilligung ist stets, dass die Leistung zur Eingliederung erforderlich
ist.

Grundséatzlich soll eine Meldung zeitnah nach Beginn der Beratung geschehen, sodass das
gesamte Verfahren nach § 16a SGB Il durchlaufen werden kann. Sollte die Beratung im
Einzelfall bereits fortgeschritten sein, ist mit der Finanzierung in der aktuellen
Beratungsphase einzusteigen. Eine rickwirkende Bewilligung soll nicht erfolgen.
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e zum Amt fiir Soziale Dienste

Wechselt wahrend einer laufenden Beratung die Anspruchsberechtigung vom SGB Il in das
SGB Xl oder umgekehrt, sind alle weiteren Prifungen und Bewilligungen von der neuen
zustandigen Stelle vorzunehmen. Es ist ggf. ein Aufhebungsbescheid (mit Wirkung fir die
Zukunft) zu fertigen, siehe BK-Vorlagendienst, Lokale Vorlagen, Flankierende Leistungen.

» Abrechnung
Die Bezahlung der Beratungsstellen erfolgt Uber die Sozialbehérde der Stadt Bremen Die
Rechnungen der Beratungsstellen werden nach Prifung durch ZSF dorthin weitergeleitet.

zurlick

7 Finanzen und Controlling

Die Stadtgemeinde Bremen stellt dem JC jahrlich Finanzmittel zur Verflgung. Die Verwendung
wird von JC-Team 48 uberwacht. Uber die Entwicklung wird vierteljahrlich an die
Geschéftsfuhrung des JC sowie die Kommune berichtet.

8 Inkrafttreten:
Die Geschaftsanweisung 18-2016 tritt zum 01.01.21017 in Kraft, die GA 07-2016 vom
27.06.2016 ist aufgehoben. Die GA ist zum 31.10.2022 zu Uberprifen.

/
Bremen, den JA.42. 0/ [ { K\).}Ll\\

[, Thorsten Spin?’r
Geschéftsbereichsleitung 1) Markt & Integration
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1. Ausgangslage

Nicht selten behindert die personliche Schuldensituation die erwerbsfahigen
Leistungsberechtigten auf ihnrem Weg in Arbeit oder Ausbildung. Eine Schuldenproblematik
kann zudem psychosoziale Folgen nach sich ziehen, die das Arbeits- und Sozialverhalten des
Einzelnen zusatzlich beeintrachtigen und sich auf die individuelle Leistungsfahigkeit
auswirken.

Aus diesem Grund hat der Gesetzgeber die Mdoglichkeit der Unterstitzung durch eine
Schuldnerberatung gem. § 16 a SGB Il geschaffen, um dieses Vermittlungshemmnis zu
beseitigen.

Durch die vorliegende Geschéaftsanweisung soll der Zugang zu einer Schuldnerberatung fur
Uberschuldete  erwerbsfahige Leistungsberechtigte geregelt werden, um deren
Rahmenbedingungen und Leistungsfahigkeit im Hinblick auf die Erhéhung der
Integrationschancen zu verbessern. Primares Ziel ist die Uberwindung der finanziellen
Krisensituation z.B. durch Schuldenregulierung.

2. Uberschuldung als Aufgabe im Integrationsprozess

2.1. Forderfahiger Personenkreis

Eine Schuldnerberatung kénnen erwerbsfahige Leistungsberechtigte (eLb) in Anspruch
nehmen, die so Uberschuldet sind, dass sie ihre falligen Zahlungsverpflichtungen nicht erfillen
kénnen und eine Schuldnerberatung zur Heranflihrung an den Arbeitsmarkt, zur Eingliederung
in Arbeit oder zum Erhalt eines Arbeitsplatzes bendtigen.

Dabei ist fur den Einzelfall die Perspektive der Integration in das Erwerbsleben zu prifen. Eine
konkrete Arbeitsaufnahme muss nicht unmittelbar bevorstehen. Ebenso ist jeweils
einzelfallbezogen eine wiederholte Bewilligung einer Schuldnerberatung zu prifen und zu
begrinden.

2.2 Besondere Personengruppen
2.2.1.(Allein-)Erziehende

Die rechtliche Lage hinsichtlich Kindertagesbetreuung hat sich durch die Einfihrung des
Rechtsanspruches aus § 24 SGB VIl tiefgreifend verandert. Eine mdglichst frihzeitige
Beratung, die Einleitung des Schuldnerberatungsprozesses und somit die
Schuldenregulierung wahrend der Elternzeit ist ein sinnvolles Instrument zur Aktivierung und
Unterstutzung der Zielgruppe der Eltern.

2.2.2 Ehepartner:innen

Bei Ehepaaren ist es gleichglltig, ob es sich um gemeinsame oder getrennte Schulden
handelt. Beide Schuldner:innen missen (zum Erreichen einer Restschuldbefreiung) vor einem
Privat-Insolvenzverfahren jeweils das aufdergerichtliche Verfahren durchlaufen.



2.2.3 Personen mit Anspriichen nach § 27 SGB Il sowie in Berufsausbildung in
aulerbetrieblichen Einrichtungen (BaE)

Die Leistungen fir Auszubildende nach §27 SGB Il gelten nicht als Arbeitslosengeld Il
Dennoch steht ihnen ebenso die Moglichkeit der Inanspruchnahme der Schuldnerberatung
offen’.

Personen in BaE-MaRnahmen befinden sich in einer mit SGB II-Mitteln finanzierten
EingliederungsmalRnahme. Eine Schuldnerberatung kann ebenfalls bei Vorliegen der
sonstigen Voraussetzungen bewilligt werden.

2.2.4 Aus geschlossener Einrichtung Entlassene

Fur Personen, die aus geschlossenen Einrichtungen entlassen wurden, insbesondere
aus einer Justizvollzugsanstalt und/oder aus einer Drogentherapie, gelten teilweise
abweichende Entgeltvereinbarungen (siehe dazu die Arbeitshilfe).

FUr diese Personen konnen die Beratungsstellen eine einmalige Erhdhung der
Pauschalen beantragen?.

Im Rahmen der Entlassungsvorbereitung erfolgt in der Regel schon in der Haft eine
Sondierungsberatung bei der Schuldnerberatung des Vereins Bremische Straffalligen-
betreuung Fir eine weitere Einzelfallberatung erhalt das JC den Pendelbrief mit dem
Hinweis ,Sondierung in der Haft erledigt”.

Ebenso entfallt fir die Gruppe der Haftentlassenen die Bereitschaft zur Durchflihrung
des Verbraucherinsolvenzverfahrens.3

2.3 Ausgeschlossene Personengruppen

Allein folgende Personengruppen sind von der Mdglichkeit der Inanspruchnahme einer
Schuldnerberatung gem. § 16 a SGB Il ausgenommen:

+ erwerbsunfahige Sozialgeld-Beziehende als Teil einer Bedarfsgemeinschaft (es sei
denn, sie sind Ehepartner:in einer leistungsbeziehenden Person und es handelt sich um
gemeinsame Schulden der Eheleute),

» Personen mit einer Verschuldung unter 2.500 €; es sei denn, sie sind unter 25 Jahren
alt und haben bereits mehr als 3 Glaubiger?,

- Selbstandige, die weiterhin an ihrer Selbstéandigkeit festhalten®,

- Kund:innen, deren einziger Glaubiger das Jobcenter ist®,

* Aufstocker:innen (= Anspruch auf Arbeitslosengeld I).

L Ein Ausschluss fiihrt zu einer nicht zu vertretenden Ungleichbehandlung der Leistungsbeziehenden gem. § 7
Abs. 5 und 6 SGB II.

2j.d.R. fiir Personen mit Haftentlassung vor max./weniger als 2 Jahren; Personen mit Haftaussetzung gegen
Auflagen gem. § 35 BtMG; Personen mit Entlassung aus erfolgreicher Therapie vor max./weniger als 2 Jahren.
3 Die Ausnahme muss von der Beratungsstelle auf dem Pendelbrief kenntlich gemacht worden sein.

4 Diese Regelung hat das Ressort fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport mit den von dort gem. § 305 InsO
anerkannten Beratungsstellen getroffen; sie gilt sowohl im Rechtskreis SGB Il wie auch SGB XII.

5 lhnen steht das Regel-Insolvenzverfahren offen.

5 Die Verwaltung ausgetitelter Forderungen des Jobcenters erfolgt durch das Inkasso. Dort wird liber
Ratenzahlung, Stundung, Niederschlagung oder Erlass entschieden.
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2.4 Leistungsangebot, Beratungsstellen

2.4.1 Leistungsumfang und Phasen der Schuldnerberatung

Die Schuldnerberatung als Fachberatung nach § 16a Nr. 2 SGB Il besteht aus mehreren
Phasen, die bei Vorliegen der Voraussetzungen in Abschnitten bewilligt wird:

a) Sondierungsberatung bei einer anerkannten Beratungsstelle (siehe dazu unter 3.2.),

b) AuRRergerichtlicher Schuldenbereinigungsversuch durch Einzelfallberatung oder Hilfe zur
Selbsthilfe durch eine anerkannte Beratungsstelle,

c) Abschluss der Schuldnerberatung durch Bewilligung der Restkosten und ggf.
Nachzahlung aufgrund Erhéhung der Glaubigerzahl fiir die erfolgreiche aufiergerichtliche
Schuldenbereinigung oder die Einleitung des Verbraucher-Insolvenzverfahrens;

d) Nachgehende Beratung:

Im Falle einer erfolgreichen aufiergerichtlichen Schuldenbereinigung sowie nach einem
gerichtlichen Vergleich kann die Integrationsfachkraft (IFK) erganzend eine
nachgehende Beratung bewilligen, soweit

* eine Vereinbarung zu Ratenzahlungen vorliegt, die mind. 3 Jahre umfassen und tber
Fonds und Treuhandkosten abgewickelt werden,

* ein von der bzw. dem Schuldner:in selbst durchgefihrtes Ratenzahlungsverfahren im
Rahmen der aulRergerichtlichen Einigung gefahrdet ist,

* das eingeleiteten Verbraucher-Insolvenzverfahren gefahrdet ist.

Scheitert der aulRergerichtliche Versuch der Schuldenbereinigung, kbnnen Schuldner:innen
von der Schuldnerberatungsstelle eine Bescheinigung zwecks Zugang zum gerichtlichen
Insolvenzverfahren erhalten. Die dafir erforderlichen Voraussetzungen prift ausschlieRlich
die Beratungsstelle.

2.4.2 Beratungsstellen

Eine abschlieBende Ubersicht liber die anerkannten Beratungsstellen wird dem Jobcenter
Bremen Uber die Senatorin fir Soziales, Jugend, Integration und Sport regelmafig aktualisiert
zur Verfugung gestellt (siehe Verfahrensordner).

3. Verfahren

Der konkrete Verfahrensablauf ist in einer Arbeitshilfe dargestellt. Daneben sind zusatzliche
Besonderheiten zu beachten:

3.1. Abbruch der Schuldnerberatung

Brechen Schuldner:innen die Schuldnerberatung ab, bleibt dies folgenlos. Die IFK rechnet die
bis dahin geleistete Beratung ab. Die Bewilligung der Schuldnerberatung wird grundsatzlich
nicht widerrufen bzw. zurickgenommen. Ein Abbruch der Beratung ist unverziiglich an das
JC-Team 48 -Controlling- zu melden’.

COSACH ist durch die IFK entsprechend anzupassen.

7 Meldung erfolgt in Schriftform, per Botenpost (Bildschirmabdruck) oder per E-Mail.
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3.2. Wechsel der Beratungsstelle

Ein Wechsel der Beratungsstellen wahrend einer laufenden Schuldnerberatung ist zulassig.
Es findet jedoch keine erneute Bewilligung statt. Die Beratungsstellen mussen sich vielmehr
untereinander abstimmen (siehe Arbeitshilfe).

Dies gilt auch fur Wegzlge in und Zuziuge aus einem anderen Bundesland. Hat z.B. die
bremische Schuldnerberatungsstelle die Beratung trotz des Wegzugs zu Ende gefihrt, sind
die Restkosten von der IFK zu bewilligen.

3.3. Schulden gegenliber dem Jobcenter sowie aus unerlaubter Handlung

Die Ermittlung der Ho6he der Gesamtschulden und der Glaubigeranzahl umfasst auch
Schulden der eLb aufgrund zu Unrecht erhaltener Leistungen nach dem SGB |l und Schulden
aus vorsatzlich begangenen unerlaubten Handlungen. Sie werden von der Beratungsstelle bei
der Ermittlung der Gesamtschuldenhéhe berticksichtigt.

3.4. Neue Schulden wahrend der Wohlverhaltensphase

Eine Neuverschuldung wahrend der Wohlverhaltensphase kann die Restschuldbefreiung
gefahrden. Ob eine Restschuldbefreiung trotz neuer Schulden wahrend der
Wohlverhaltensphase erteilt werden soll, entscheidet das Gericht. Werden in dieser Zeit bspw.
Miet- oder Energiekostenriickstdnde durch das Jobcenter Ubernommen, so ist dem
Insolvenzverwalter dariber auf Nachfrage Auskunft zu erteilen (Héhe und
Bewilligungszeitpunkt).

3.5. Schnittstelle zum Leistungstrager nach dem SGB XI|

Wechselt wahrend einer laufenden Schuldnerberatung nach der Bewilligung einer
Einzelfallberatung oder Hilfe zur Selbsthilfe die Anspruchsberechtigung vom SGB Il in das
SGB XII oder umgekehrt, sind die Restkosten von dem Leistungstrager zu Gbernehmen, der
Uber die Hauptberatungsphase entschieden hat (auch nach Ende des Leistungsbezugs).

Eine Zusteuerung in das Hilfesystem des § 11 Abs. 5 S. 3 SGB XIlI findet durch das Jobcenter
Bremen nicht statt.

4. Inkrafttreten 01942084

Die Geschaftsanweisung Schuldnerberatung tritt am [Datumsstempeljin Kraft.
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1. Ausgangslage

Eine der wesentlichen Aufgaben des Jobcenters Bremens ist es, erwerbsfahige
Leistungsberechtigte unabhangig von Geschlecht, Alter, Herkunft und Berufshiografie
gleichermal3en bestmdglich auf dem Weg in Arbeit und Ausbildung zu unterstiitzen.

Bislang sind Frauen im Leistungsbezug SGB Il nicht in gleichem MalRe an den unterstiitzenden
Angeboten beteiligt, ebenso féllt die Integrationsquote von Frauen niedriger aus als die der
Manner.

Besonders betroffen sind dabei Alleinerziehende, Frauen mit Flucht- bzw.
Migrationshintergrund und Erziehende mit zwei oder mehr Kindern. Langerfristige berufliche
Unterbrechungen und nicht versicherungspflichtige Beschaftigungsverhaltnisse stellen fur die
berufliche Karriere und die Alterssicherung ein zusatzliches Risiko dar. Die Corona-Pandemie
hat viele Disparitaten zwischen Mannern und Frauen noch deutlicher gemacht. So stehen
Frauen als regelméRig Erziehende sowie Frauen in systemrelevanten Berufen hinsichtlich
ihrer familiaren wie finanziellen Situation stark unter Druck.

Das Jobcenter Bremen hat sich in einer gemeinsamen Zielvereinbarung mit der Agentur far
Arbeit Bremen- Bremerhaven und der Senatorin fur Wirtschaft, Arbeit und Europa dazu
verpflichtet, die Forderung und Integration von Frauen gezielt zu intensivieren und die
Annaherung der Integrationsquoten fur Frauen an die der Manner zu erreichen.

Die vorliegende Geschéaftsanweisung soll Fach- und Fihrungskréfte dabei unterstitzen,
gezielt und nachhaltig den Fokus auf die Gruppe der leistungsbeziehenden Frauen zu setzen
und ihre Arbeitsmarkt- und Integrationschancen konsequent zu erhéhen.

2. Frauen im Fokus der Aktivierungs- und Integrationsarbeit

Rd. 26.000 Frauen erhalten in Bremen laufend Leistungen nach dem SGB Il. Rd. 60 % sind
Erziehende von mindestens einem Kind. Ein Viertel der Frauen ist alleinerziehend. Fur
(Allein-)Erziehende bedeuten die Teilhabe am Erwerbsleben und das gleichzeitige
Organisieren der Kinderbetreuung eine grofRe Herausforderung.

Frauen im Leistungsbezug sind innerhalb des Jobcenters Bremen keiner gesonderten
Spezialisierung zugeordnet. lhre Zuordnung richtet sich nach den allgemein geltenden,
geschlechterunabhangigen Spezialisierungen im Bereich Markt und Integration.? Partner-
Bedarfsgemeinschaften (BG) werden grundsétzlich ganzheitlich und damit von derselben
Integrationsfachkraft (IFK) betreut.? Ziel der gemeinsamen Betreuung ist es, die
Bedarfsgemeinschaft ausgerichtet an den jeweils individuellen Mdglichkeiten seiner Mitglieder
effektiv und geschlechterunabhéngig zu unterstiitzen, um die Abhangigkeit von staatlichen
Transferleistungen von Familien zu verringern und zu beenden. Die Foérderung von Frauen
steht dabei zuséatzlich im Fokus.

1 Spezialisierung U 25, Flucht, EU-Birger: innen, Reha/SB; Selbstandige, Alleinerziehende;
Fallmanagement.

2 Die Zuordnung der BG-Betreuung richtet sich nach dem Anfangsbuchstaben der/des
Hauptantragstellenden. Unterfallen ein oder mehrere BG-Mitglieder mehreren oder unterschiedlichen
Spezialisierungen, so ist die Bedarfsgemeinschaft derjenigen Spezialisierung zuzuordnen, die in der
Hierarchie am hdchsten steht. Dies gilt nicht in den U25-Teams der JBA, hier richtet sich die Betreuung

nach dem Anfangsbuchstaben des Nachnamens.
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2.1. Alleinerziehende und Erziehende

Alleinerziehende werden im Jobcenter Bremen regelmaRig spezialisiert betreut.® Das Merkmall
»Alleinerziehend* liegt dann vor, wenn die/der erwerbsfahige Leistungsberechtigte (eLb) ohne
eigene:n Partner: in mit mindestens einem minderjahrigen Kind unter 18 Jahren zusammen
lebt. Man spricht auch von ,Ein-Eltern-Familien®.

Hieran orientiert sich auch die Erfassung des Familienstandes "Alleinerziehend" in STEP.
Anlage STEP

Alleinerziehenden steht die leistungsrechtliche Bewilligung eines Mehrbedarfs zu. Uber
Anderungen im Familienstand und damit die Bewilligung und Aufhebung des Mehrbedarfs
informieren sich die jeweils zustandige Integrationsfachkraft und die
Leistungssachbearbeitung gegenseitig.*

Davon zu unterscheiden ist die Erfassung des personlichen Merkmals "Kinder unter 15 Jahren
vorhanden" in VerBIS. Hierbei handelt es sich um einen Hinweis zu den Betreuungspflichten
im Hinblick auf die Verfugbarkeit.

Anlage VerBIS.

2.2. Allgemeine und besondere Unterstitzungsleistungen und MalRnahmeangebote

Frauen stehen uneingeschrankt alle Unterstitzungs- und MaRBnahmeangebote offen.
Zusatzlich stehen spezifische MalRnahmeangebote zur Verfligung. Das Jobcenter
bertcksichtigt damit zielgruppenspezifische Bedarfe.

Eine Ubersicht der zielgruppenspezifischen Angebote ist hier zu finden.

Zusatzlich hat das Jobcenter von der Mdglichkeit Gebrauch gemacht, die Aufnahme einer
sozialversicherungspflichtigen Beschéftigung von alleinerziehenden Frauen sowie von Frauen
in Partner-BG® und Frauen mit Deutschkenntnissen unterhalb des Niveaus B2 pauschaliert
gem. 8 16 ¢ SGB Il mit Einstiegsgeld i.H.v. 300 EURO pro Monat fiir max. 24 Monate zu
unterstitzen. (siehe GA ESG). Gleiches gilt im Fall der Umwandlung eines Minijobs in eine
sozialversicherungspflichtige Beschaftigung. Der Umwandlungsbonus fir Arbeitgebende gem.
§ 16 f SGB Il soll dazu ein zusétzlicher Anreiz und Motor sein.

2.3. Frihzeitige Aktivierung von Kund: innen gem. 8§ 10 Abs. 1 Nr. 3 SGB Il

8§ 10 Abs. 1 Nr. 3 SGB Il sieht vor, dass sich ein Elternteil in den ersten drei Lebensjahren
eines Kindes darauf berufen kann, sein Kind selbst zu betreuen und somit zunachst nicht fir
die Aufnahme einer Erwerbstéatigkeit zur Verfligung stehen muss. Gleichwohl entbindet das
Recht der Eltern die IFK nicht von ihrer Pflicht, Erziehende zu beraten und zu betreuen, denn
Phasen der Inaktivitdt wirken sich im Lauf der Erwerbsbiografie langfristig negativ auf die
individuellen Beschéaftigungschancen aus.

Erziehende Leistungsberechtigte sollen deshalb vor ihrer Entscheidung der Inanspruchnahme
von 8 10 Abs. 1 Nr. 3 SGB Il eine differenzierte Beratung durch ihre IFK erhalten. Diese

3 Ausgenommen Kundengruppe U 25 und EU-Burger: innen.
4 Siehe dazu insb. auch unter ,Veréanderungsmitteilungen®.

5 Gilt unabhangig davon, ob Kinder in der BG vorhande.
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Beratung soll ihnen ein informiertes Abwagen der Alternativen zu 8§ 10 ermdglichen. Die
Leistungsberechtigten haben zudem auch wahrend der Inanspruchnahme von § 10 Abs. 1 Nr.
3 SGB Il jederzeit einen Anspruch auf Beratung und Betreuung. lhre friihzeitige Aktivierung
verringert wiederum das Risiko von Langzeitleistungsbezug und Langzeitarbeitslosigkeit.

Die nachfolgende Ubersicht soll den IFK Sicherheit und Orientierung im Umgang mit dem
notwendigen, erforderlichen und zulassigen Beratungsumfang und -inhalt geben. Die
Beauftragte fur Chancengleichheit am Arbeitsplatz (BCA) unterstitzt regelmafig den

Beratungsprozess:

Vor Mutterschutz

Ausflhrliches Gesprach zu Rechten®, Mdglichkeiten
und Unterstiitzungsangeboten:

* Hinweis auf lokale Angebote der Kinderbetreuung
/ frihzeitige Vormerkung/Rechtsanspruch ab dem
ersten Lebensjahr; ggf. Unterstitzung bei der
Kontaktaufnahme;

* Erlauterung zu den Chancen eines friihzeitigen
und vor Erziehungszeit beruflichen (Wieder-) Einstiegs/ berufliche
Orientierung;

* Erlauterung der Risiken langerer
Nichterwerbsphasen (Wiedereinstieg, Altersarmut)

* Vorteile eines friihzeitigen Erwerbs von deutschen
Sprachkenntnissen aufzeigen

Gesprache zur aktuellen Situation:

*Veranderungen oder neue Entwicklungen bzw.
Optionen daraus?

« Klarung der eigenen Vorstellungen zum beruflichen
Wiedereinstieg und Kinderbetreuung;

* Informationen tber Férderung von Ausbildungs-,
Qualifizierungs- und Weiterbildungsmaoglichkeiten
RegelméRig halbjahrlich (VZITZ);
*Hinweis auf Integrations-/ Berufssprachkurse sowie
die Test und Meldestelle des BAMF

* Anerkennungsberatung

» Beantragung eines Kinderbetreuungsplatzes;

* Bei Bedarf Unterstiitzung durch Trager (MAT) zur
Realisierung der Kinderbetreuung.

* Aufzeigen von Risiken langerer
Nichterwerbsphasen

6 Monate vor dem 3.
Geburtstag des Kindes bzw.
Start Kita-Jahr

Gesprach zur aktuellen und zukinftigen
Betreuungssituation:

* Kinderbetreuung sichergestellt?
* Beratung und Information Uber mégliche Hilfen und

Angebote der Heranflihrung an den Ausbildungs-
und Arbeitsmarkt /Qualifizierung;

* Reflektion der Eingliederungsstrategie/ggfls. bereits
gezielte Vermittlung in Ausbildung/Arbeit oder
Qualifizierung /Integrations-und Berufssprachkursen.

6 bei Partner-BG gemeinsames Gesprach unter Erlauterung, dass nur eine/r der beiden Partner: innen

§ 10 in Anspruch nehmen kann
Geschaftsanweisung — Frauen, Alleinerziehende
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* Vereinbarung der konkreten nachsten Schritte zur
Unterstiitzung des Integrationsprozesses unmittelbar
nach Ende Nichtaktivierung gem. 8 10 Abs. 1 Nr. 3
SGB Il.

2.4. Zumutbarkeit eines MalRnahme- oder Arbeitsplatzangebots

§ 10 Abs. 1 Nr. 3 SGB Il regelt, dass die Erziehung und Betreuung eines Kindes der
Zumutbarkeit einer Arbeitsaufnahme oder AktivierungsmafRnahme entgegenstehen kann. Die
Aufnahme einer Erwerbstatigkeit oder die Teilnahme an einer Aktivierungsmaf3nahme ist dann
zumutbar, solange die Erziehung des Kindes nicht gefahrdet ist. Die Partner: innen sind frei
darin zu bestimmen, wer die Kinderbetreuung Ubernimmt. Die Entscheidung ist unabhé&ngig
von der Frage, welches Elternteil Elterngeld bezieht.

Bei der Bewertung der Frage der Zumutbarkeit ist relevant, ob das Kind in einer
Kindertageseinrichtung oder -pflege betreut wird oder ein Betreuungsplatz grundsatzlich
verflgbar ist.

Fiur Kinder unter drei Jahren gilt:

Erziehende haben das Recht, ihr Kind selbst zu betreuen. Entscheidet die/der Erziehende,
das Kind selbst zu betreuen, ist die Zuweisung in eine aktivierende MalRRnahme oder die
Unterbreitung eines verbindlich zu verfolgenden Arbeitsangebots nicht zumutbar. Die
Zumutbarkeit entféllt in diesem Fall zwar unabhdngig davon, ob ein Betreuungsplatz zur
Verfligung stinde. Ebenso kann sich bei zusammenlebenden Eltern jeweils nur ein Elternteil
auf Unzumutbarkeit aufgrund von Kindeserziehung berufen. Gleichwonhl ist dann, wenn das
Kind bereits in einer Tageseinrichtung oder —pflege betreut wird, der Einzelfall zu prifen. In
Abhangigkeit der Umstande des Einzelfalls (z.B. kurze Wegezeiten/ Umfang der
Betreuungszeiten) kann die Aufnahme einer Erwerbstatigkeit oder die MalRBhahmeteilnahme
im Einzelfall zumutbar sein. Im Vordergrund steht jedoch in jedem Fall die intensive Beratung
und das Aufzeigen der Chancen und Vorteile einer beruflichen Integration bzw.
MalRnahmeteilnahme. In keinem Fall darf die Einzelfallprifung dazu fihren, dass Erziehende
deshalb auf einen verfiigbaren Betreuungsplatz fur ihr Kind verzichten.

Fur Kinder Uber drei Jahren gilt:

Sobald ein geeigneter Betreuungsplatz zur Verfigung steht, kann sich die/der Erziehende
grundsétzlich nicht mehr auf Unzumutbarkeit berufen, es sei denn, andere wichtige Grinde
stehen dem entgegen (z.B. besonderer Betreuungsbedarf far ein
verhaltensauffalliges/gesundheitlich eingeschrénktes Kind). Dies gilt auch wenn die
Erziehenden das Kind lieber zu Hause betreuen mochten.’

2.5. Kinderbetreuung und Kinderbeaufsichtigung

Der Start bzw. ein Wiedereinstieg ins Arbeitsleben erfordern ebenso wie die vorbereitende
Teilnahme an einer arbeitsmarktpolitischen MalRnahme, dass wahrenddessen die
Kinderbetreuung sichergestellt ist. Zuséatzlich leistet die friihe Forderung von Kindern einen
wichtigen Beitrag zur Chancengleichheit.

7 Gilt gleichermaf3en, wenn das Kind aufgrund fehlender verpflichtend vorausgesetzter Masernimpfung

den Betreuungsplatz nicht in Anspruch nehmen kann.
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Kinderbetreuung im allgemeinen Verstandnis ist grundsatzlich ein Sammelbegriff fur alle
Formen der Betreuung von Kindern aufRerhalb der Familie. Er umfasst somit gleichermafien
die Betreuung in einer Kindertageseinrichtung, Ganztagsschule und Hort sowie die
Kindertagespflege (,Tagesmutter®).

Die Kinderbeaufsichtigung unterscheidet sich davon in Form einer regelmallig nur
aushilfsweisen und kurzfristigen Beaufsichtigung und physischen Betreuung von Kindern ohne
erzieherisches Ziel.

Die folgende Tabelle stellt die wesentlichen Unterschiede dar.

Kinderbetreuung

Kinderbeaufsichtigung

Legaldefinition im SGB VIII, Rechtsanspruch
gem. 824 SGB VIIl (ab dem 1. Lebensjahr),
Durchfuihrung an externem Betreuungsort durch
Dritte

In Rufweite der/des Erziehenden

(= Betreuungsort in unmittelbarer raumlicher
Né&he)

Padagogisches Konzept zur (frih)kindlichen

Kein padagogisches Konzept (grds. lediglich

Erziehung und Ubernahme der | Aufsicht), durch unmittelbare réaumliche Né&he

Elternverantwortung bleibt Einflussmoglichkeit der Erziehungsperson
bestehen

Formelle Qualifikationen (siehe geltendes | Anforderungen an Aufsichtspersonal werden

Landes- und ggf. auch Kommunalrecht) individuell festgelegt

Anforderungen an Raumlichkeiten, Qualifikation | Nicht im SGB VIII verankert, individuelle

des Personals, padagogisches Konzept usw.

Vereinbarungen auf Grundlage des BGB

regelt Landes- bzw. kommunales Recht auf Basis
SGB VI

Warenhauser, Bildungstrdger mit Zusatzauftrag
(gesonderter Baustein im Einkaufsprozess!)

Kita, Tagespflege, Kindergarten, Hort

Erziehende haben grds. das Recht, zwischen den verschiedenen Leistungen bzw. Arten der
Kinderbetreuung zu wéhlen (8 5 Abs. 1 SGB VIII).

Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) kennt selbst gem. § 16 a SGB |l grundsatzlich
nur den Begriff der Kinderbetreuung. (siehe zur Anwendung der Legaldefinition gem. 8 24 SGB
VIl im Weiteren dazu unter 2.6.)

Soweit gem. § 16 SGB Il die arbeitsmarktpolitischen Instrumente des SGB Il zur Anwendung
kommen, entféllt eine starre Abgrenzung und die Gewéahrung von Kinderbetreuungskosten
umfasst gleichermafRen Kosten fiir Einrichtungen der Kinderbetreuung wie fir die
Beaufsichtigung durch Privatpersonen ohne erzieherischen Auftrag (z.B. Nachbarn, Bekannte
oder Verwandte?®).

2.5.1 Ubernahme von Kinderbetreuungskosten (KIB) im Zusammenhang mit
arbeitsmarktpolitischen Mal3hahmen

Die IFK unterstiitzt die Erziehenden durch die Ubernahme der anfallenden Kosten der
Kinderbetreuung. Die Rechtsgrundlage firr die Ubernahme der Kosten der Kinderbetreuung ist
abhangig von dem kostenauslésenden, arbeitsmarktpolitischen Instrument.

8 Hinweis: die Betreuung des Kindes durch eine sorgeberechtigte Person stellt keine Fremdbetreuung

dar. Beispiel: getrenntlebende:r Partner: in.
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Die folgende Tabelle gibt eine Ubersicht tiber die unterschiedlichen Instrumente und die
daraus folgenden Maglichkeiten der Ubernahme der Kosten der Kinderbetreuung.

MafRnahmen bei einem Arbeitgeber
(MAG)

Ubernahme von durch die MaRnhahmeteilnahme der
Teilnehmer:innen zusétzlich anfallenden
Kinderbetreuungskosten (siehe Fachliche Weisungen(MAG))

MafRnahmen bei einem Trager
(MAT und AVGS-MAT)

Ubernahme von zusatzlich durch die MaRnahmeteilnahme
der Teilnehmer:innen anfallenden Kinderbetreuungskosten
(siehe auch Fachliche Weisungen (MAT) —
Teilnehmerbezogene Kosten & Hinweise Intranet)

Keine Auszahlung der Kinderbetreuungskosten durch den
Trager (gilt nur fir Fahrtkosten)

Foérderung der beruflichen
Weiterbildung (FbW)

Kinderbetreuungskosten (& 87 SGB IlI)

Kinderbetreuungskosten i. H. v. 150 €/Monat je Kind. Es ist
unerheblich, ob die Kosten bereits vor der Malinahme
angefallen sind.

(3) Kinderbetreuungskosten fir aufsichtsbedurftige Kinder
grundséatzlich bis zur Vollendung ihres 15. Lebensjahres
(siehe Fachliche Weisungen Fbw & Hinweise Intranet).
Abwicklung: Kostenerstattung auf Antrag Erklarungsbogen

Anlage zum Bildungsgutschein. Auszahlung erfolgt durch die
Eingangszonen /bei REHA-Fallen Team 162

Teilnahme an Integrationskursen
/Kursen der Deutschférderung

Keine Ubernahme von Kinderbetreuungskosten aus SGB II-
Mitteln moglich (siehe auch Fachliche Weisungen
Deutschférderung: Integrationskurse und Berufssprachkurse)

Verweis auf Integrationskurse mit Kindesbetreuung.

Arbeitsgelegenheiten (AGH)

Keine Mdoglichkeit der Ubernahme von
Kinderbetreuungskosten.

Eingliederung von
Langzeitarbeitslosen (EVL) und
Teilhabe am Arbeitsmarkt (TaAM)

Keine Mdoglichkeit der Ubernahme von
Kinderbetreuungskosten.

Probearbeitsverhaltnis (PAV)

Keine Mdglichkeit der Ubernahme von
Kinderbetreuungskosten.

Berufsausbildung in
aulRerbetrieblichen Einrichtungen
(BaEk)

Keine Moglichkeit der Ubernahme von
Kinderbetreuungskosten.

Vermittlungsbudget

Grds. keine Moglichkeit der Ubernahme von
Kinderbetreuungskosten

Ausnahme: Bewilligung bei kurzfristigem und
voriibergehendem Unterstutzungsbedarf z. B. wahrend eines
Vorstellungsgesprachs. Siehe auch Fachliche Weisungen VB



https://www.baintranet.de/011/004/004/003/Documents/Weisung-201703013-Anlage-1.pdf
https://www.baintranet.de/011/004/004/004/Documents/Weisung-201704010-Anlage.pdf
http://jci.abraxas-medien.de/#/markt-integration/zielgruppen/Erziehende/Kinderbetreuung/
https://www.baintranet.de/001/002/002/Documents/FW-Foerderung_beruflichen_Weiterbildung_P16_SGB-II.pdf
http://jci.abraxas-medien.de/#/markt-integration/zielgruppen/Erziehende/Kinderbetreuung/
https://www.baintranet.de/011/004/007/011/Documents/Weisung-202011004-Anlage.pdf
https://www.baintranet.de/011/004/007/011/Documents/Weisung-202011004-Anlage.pdf
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/214/Ablagen/D21404-Jobcenter-Bremen/06.Integration/6.3.Zielgruppen/6.3.5.Migranten/6.3.5.3.Sprache/PBW_Flyer
https://www.baintranet.de/011/004/004/009/Documents/Weisung-201709009-Anlage-1.pdf
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2.5.2. MaRnahmeangebote mit integrierter Kinderbeaufsichtigung - Ubernahme der
Kinderbeaufsichtigungskosten (KIBAK)

Zur frihzeitigen Unterstutzung insbesondere von Alleinerziehenden und Frauen mit fehlender
Kinderbetreuung stehen mehrere tragerbasierte  Mallnhahmen mit integrierter
Kinderbeaufsichtigung zur Verfigung. Die so eingekauften Mal3nahmeangebote ermdoglichen
den Teilnehmenden die Mitnahme ihrer Kinder und die Beaufsichtigung durch tragereigenes
Personal wahrend ihrer Teilnahme.

Der Beaufsichtigungsbedarf muss allein aufgrund der MaRRnhahmeteilnahme entstehen. Die so
eingekauften Maflinahmen sollen vorrangig (Allein-)Erziehenden mit Kinderbetreuungsbedarf
zur Verfigung gestellt werden. Soweit zunachst keine Notwendigkeit zur Nutzung der
Kinderbeaufsichtigung besteht, sind andere Mal3hahmeangebote vorrangig zu nutzen.

Ein Ablaufplan informiert detailliert Gber die erforderlichen Arbeitsschritte und die Bewilligung
der so entstehenden Kosten der Kinderbeaufsichtigung beim Trager.

2.6. Notwendige Kinderbetreuung bei Arbeits- und Ausbildungsaufnahme;
Flankierende Leistungen, 8 16 a SGB Il

Nehmen Erziehende eine Arbeit oder Ausbildung auf und bendétigen sie deshalb Unterstiitzung
bei der Sicherstellung der Kinderbetreuung, stehen ihnen gem. § 16 a SGB Il flankierende
Leistungen zur Verflgung. Diese Leistungserbringung ist auf die Stadtgemeinde Bremen
zurlcklbertragen worden. Die Aufgabe der Integrationsfachkréfte besteht daher in der
Beratung und Information der Erziehenden lber die (kommunalen) Verfahren und zustandigen
Stellen/Trager und den Verweis an diese.

Das bremische Ortsgesetz zur Aufnahme von Kindern in Tageseinrichtungen und in
Kindertagespflege der Stadtgemeinde Bremen (Aufnahmeortsgesetz — BremAOG) sieht eine
bevorzugte Berlicksichtigung bestimmter Personengruppen bei der Vergabe der verfligbaren
Betreuungspléatze vor.

Bevorrechtigt sind insbesondere Erziehungsberechtigte und Alleinerziehende, die

e einer Erwerbstatigkeit nachgehen, diese aufnehmen, arbeitsuchend sind, sich in einer
beruflichen Bildungsmafnahme befinden, sich in Schul- oder Hochschulausbildung
befinden oder Leistungen zur Eingliederung in Arbeit i.S.d. SGB Il erhalten

Das Vorliegen eines solchen Kriteriums ist auf der Anmeldung zur Tagesbetreuung fir Kinder
von den Kund: innen anzugeben. Sofern aus den genannten Griinden bei Kund:innen ein
erhohter Betreuungsbedarf besteht, kann die IFK diesen ab sofort per der dazu zur Verfligung
gestellten neuen lokalen BK-Vorlage (Lokale Vorlagen -> JC Bremen -> Markt & Integration
-> Kinderbetreuung erhéhter Betreuungsbedarf) bestatigen.

Erziehende bendtigen zur Anmeldung ihres Kindes einen Kita-Pass. PlanmaRig steht den
Erziehenden ab Sommer 2021 eine Online-Plattform zur Anmeldung fur Krippen- und Kita-
Platze in Bremen zur Verfigung. (Die postalische Anmeldung soll parallel weiterhin mdglich
sein). Allgemeine Informationen fur Erziehende u.a. auch zu den Kita-Kosten finden sich im
"Kinderbetreuungskompass" .

PlanmaRig ab dem 3. Quartal 2021 stehen Erziehenden im Fall der kurzfristigen Arbeits- oder
Ausbildungsaufnahme und gleichzeitig fehlendem Kinderbetreuungsplatz in den ersten drei
Monaten sogenannte Belegplatze zur Verfiigung. Die gebihrenbefreiten Platze werden an


file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/214/Ablagen/D21404-Jobcenter-Bremen/06.Integration/6.2.Arbeitsmarkt-Instrumente/6.2.2.MAT,%20MAG,%20AVGS/6.2.2.9.%20MAT%20Ablauf%20MAT_KibaK
https://www.transparenz.bremen.de/sixcms/detail.php?gsid=bremen2014_tp.c.161011.de&asl=bremen02.c.732.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/214/Ablagen/D21404-Jobcenter-Bremen/27.Weisungen/27.1%20Geschäftsanweisungen/27.1.3%20M&I/Frauen%20Alleinerziehende%20Erziehende/Anlagen/Kindesbetreuung_Nachweis_erhöhter_Betreuungsbedarf.pdf
https://www.service.bremen.de/sixcms/detail.php?gsid=bremen128.c.396628.de
https://www.kinderbetreuungskompass.de/Informieren.html
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/214/Ablagen/D21404-Jobcenter-Bremen/27.Weisungen/27.1%20Geschäftsanweisungen/27.1.3%20M&I/Frauen%20Alleinerziehende%20Erziehende/Anlagen/Belegplätze.pdf
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einem zentralen Standort in Bremen durch einen Trager der Kindertagespflege zur Verfigung
gestellt.

3. Zusammenarbeit mit der Beauftragten fir Chancengleichheit am
Arbeitsplatz (BCA)

Es ist eine der wichtigsten Aufgaben der Beauftragten fur Chancengleichheit am Arbeitsplatz
(BCA), die gerechte Verteilung der Moglichkeiten von Mannern und Frauen am Arbeitsplatz zu
unterstutzen.

Sie setzt wichtige Impulse fir die Fach- und Fuhrungskrafte, indem sie frihzeitig
Handlungsbedarfe aufzeigt und sich aktiv in die operative Planung einbringt. Dabei
berticksichtigt sie auch Foérdermdglichkeiten Uber Bundes- oder Landesmittel des
Européischen Sozialfonds.

Die BCA unterstiitzt die Mitarbeitenden, die eigene Haltung in Bezug auf gendergerechte
Aktivierung und Forderung zu reflektieren und schérft das Bewusstsein fir die Belange der
Frauen. Sie unterstitzt aktiv die Mitarbeitenden zum Zwecke der weiteren Intensivierung der
Forderung von Frauen, so beispielsweise durch regelmafRige Information Uber relevante
Entwicklungen insbesondere zu Kinderbetreuungsmdoglichkeiten, Beratungs- und
Forderangebote fir Arbeitssuchende mit familidren Verpflichtungen sowie insgesamt zum
Thema (Wieder-) Einstieg in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt.

Die Beauftragte fur Chancengleichheit am Arbeitsplatz unterstiitzt den Beratungsprozess,
indem sie regelmaig Anschreibeaktionen und zZielgruppenspezifische
Informationsveranstaltungen fur Erziehende initiiert um frihzeitig auf Anmeldefristen fur
Kinderbetreuungsmdglichkeiten, Hilfsangebote und UnterstitzungsmalRnahmen  mit
Kinderbeaufsichtigung aufmerksam zu machen.

4. Inkrafttreten

Die Geschéftsanweisung tritt ab sofort in Kraft und gilt bis auf Weiteres.

Bremen, den 14.07.2021

@L

Thor nSplnn Geschéﬂsfhhrer
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